Im Dezember ''81 wurde aus 
dem kalten deutschen 
Herbst ein eisiger deut- 

r Winter in Sachen 
Ausländergesetze und Asyl- 
rechte. Gipfelpunkt einer 
stetig anwachsenden,ge- 
setalieh firierten Ver- 
schlechterung der Lage der 
Ausländer in Westdeutsch- 
land und in Westberlin, 
(die Ausländergesetze "an 
sich" sind bereits nur Re- 
gelungen über die "Nieht- 
rechte" der Ausländer und 
ihre "Pflichten" gegen- 
über dem westdeutschen 
Staat), tet der Erlaß der 
Bundesregierung vom 1.12. 
1981 über "Zuzugsbeschrän- 
kungen für Ausländer". 


Nach dem Lummer Blitzer- 
laß vom November 1981 in 
Westberlin, dem andere 
Bundesländer auf dem Fuß 
folgten, kam es nun Anfang 
Dezember zu einem bundes- 
weiten Erlaß. Kernpunkte 
dieses rassistischen Pro- 
dukts sind folgende: 


+ ausländische Kinder,die 
über 16 Jahre alt sind, 
dürfen nicht mehr zu ih- 


er ziehen; 
+ Tebt nur ein Elternteil- 
in der BRD oder West- 


berlin, dürfen Überhaupt 
keine Kinder nachziehen; 


+ Ausländer, die in einer 
Ausbildung sind, wie z, 
B, Studenten, dürfen 
überhaupt keine Fami- 
lienangehörigen, auch 

i ihre Ehepartner nicht 
nachkommen lassen; 


+ Kinder von Ausländern, 
die in der BRD und West- 
berlin aufgewachsen sind, 
dürfen einen Ehepartner 
aus ihrem Heimatland nur 
dann hierher holen, wenn 
sie bereits mindestens 
8 Jahre hier leben, wer 
nigstens ein Jahr ver- 
heiratet und mindestens 
18 Jahre alt sind. 


Eine der fadenscheinigsten, 
zugleich aber auch zy- 
nischsten "Begründungen" 
lieferte die schleswig- 
holsteinische Landesre- 
gierung: "Zur Vermeidung 
einer Ausländerfeindlich- 
keit muß der Famliennach- 
zug auf die wirklich ech- 
ten Fälle beschränkt wer- 
den" (2.1.281). Weder Kin- 
der noch Ehepartner sind 
für diese Menschenveräch- 
ter "echte Fälle"; darauf, 
daß gerade diejenigen, die 
den Rassismus systematisch 
schüren,für"die Vermeidung 
von Ausländerfeindlichkeit" 
auftreten, werden wir noch 
später eingehen, 


Diese neuen Maßnahmen ste- 


ZUR VERSCHÄRFUNG DER AUSLÄNDER- 


INFORMATIONEN BERICHTE UND KOMMENTARE ÜBER DEN KAMPF DES VOLKES DER TÜRKEI GEGEN FASCHISMUS UND: IMPERJALISMUS 


UND ASYLGESETZE: 


DER GANZ ALLTÄGLICHE 
FASCHISMUS 


hen in einer langen Reihe 
von Maßnahmen, die in den 
letzten Jahren immer wie- 
der neu verschärft wurden, 


+ Bereits 1980 wird der 


im April '81 forderte, daß 
das Alter auf 14 Jahre 
herabgesetzt werden solle. 


Wozu dienen diese Maßnah- 
men und Erlaße, die alle 


Zuzug von Familienangehö- ganz offensichtlich grund- 


rigen von Ausländern, nur 


Tegenste Rechte, wie das 


noch für Angehörige 1.Gra- Recht auf Familienzusam- 


des gestattet. Alle Fami- 
lienangehörigen, die nach- 
kommen unterliegen einem 
Arbeitsverbot von 4 Jah- 
ren. 


+ Es wird festgelegt, daß 
Kinder nur noch nachkom- 
men dürfen, wenn sie unter 
18 Jahren sind. 


+ 1981 wurden Studienbe- 
schränkungen für Studen- 
ten aus den Ländern Tür- 
kei, Iran und und Indone- 
sien erlaßen, Um in West- 
deutschland oder in West- 
berlin einen Studienplatz 
zu erhalten, müssen Stu- 
denten aus diesen Ländern 
eine Zulassung an eine 
Universität ihres Heimat- 
landes vorlegen, 

+ Im Herbst 1980 wird auf 
einer Innenministerkonfe- 
renz beschlossen, daß Aus= 
länder bei pnalitisehen 
Straftaten in der BRD, 
auch bei niedrigem Straf 
maß, auszuweisen sind, 


Unterstützt und getragen 
werden diese Verschärfun- 
gen der Ausländergesetze 
nicht nur von den bürger- 
lichen Parteien aller Cou- 
leurs, sondern genauso von 
den DGB-Bonzen, So war 

ein Vorreiter bei der For- 
derung der Herabsetzung 
des Alters der Kinder, die 
zu ihren Eltern nachziehen 
dürfen, DGB-Vorstandsmit- 
glied Schwab, der bereits 


mengehörigkeit etc. ekla- 
tant verletzen, die den 
Ausländern in der BRD und 
in Westberlin Menschen- 
rechte wie die Eheschlie- 
Bung (nichts anderes be- 


deutet das Verbot des Nach- 


zugs von Ehepartner von 
Kindern, die hier in der 
BRD und Westberlin groß 
wurden, wenn sie nicht 8 
Jahre hier gelebt haben.. 
etc.)einfach absprechen? 


Eine weitere Begründung 
für diese Maßnahmen lie- 
ferte die Bundesregierung: 


"Der Zuzug nicht integra- 
tionswilliger oder nicht 
integrationsfähiger Aus- 
länder ist zu beschränken," 
Unter "nicht integrations- 
fähige Ausländer" werden 
z.B, Menschen aus der Tür- 


É INHALT: 
TÜRKEI IM KAMPF 
Ausliferung von Revolu- 


tionären an die Türkei S.4 


Aktionen gegen Ver- 


schärfung der Ausländer- 
gesetze s 


Leserbriefe. 


kei. 

Bereits die Wortwahl 

zeigt welcher Geist da 
spricht. Die rassistisch, 
überheblich deutsch Chau- 
vinistische Tradition der 
Hitlerfaschisten hat sich 
gut erhalten. 

Gewünscht sind Ausländer, 
die den Mund halten, die 
sich anpassen, die die 
schwersten Arbeiten für 
wenig Geld verrichten. 

Die Streiks der 60 ger und 
70 ger Jahre zeigten aber, 
daß es gerade die auslän- 
dischen Arbeiter waren, d 
die an vorderster Front 
der Streikbewegungen waren. 


Um eine solche Situation 
nicht nocheinmal entstehen 
zulassen, aber auch um sich 
sich die nötige Ruhe an 

der Heimatfront zu sichern 
für seine weitgesteckten 
Ziele der Sicherung und 
Erweiterung seiner Welt-- 
weiten Einflußnahme 

schafft sich der westdeut- 
sche Imperialismus die nö- 
tigen gesetzlichen Mittel, 
um die Ausländer je nach 
Konjunktur ohne irgend- 
welche Probleme loszuwerden. 


"Die Ruhe an der Heimat 
front" wird vorallem aber 
auch durch die Spaltung 
der ausländischen und 
deutschen Arbeiter und 
Werktätigen geschaffen. 
Eben diesem Ziel dient 
auch die Flut rassisti- 
schen und faschistischen 
Gedankenguts die die Maß- 
nahmen der Verschärfung 
der Ausländerrrechte be- 
gleitet. Damit soll ein 
Keil zwischen die deut- 
schen und ausländischen 
Arbeiter und Werktätigen 


» getrieben werden, sollen 


sie gegeneinander auf- 
gehetzt werden. Nicht das 
kapitalistische und im- 
perialistische System soll 
die Schuld an der Krise 
haben, sondern die "Aus- 
länder". In dieser Rich- 
tung wird vor allem noch 
ein anderer Komplex der 
Ausländergesetze, die 
Asylgesetze diskutiert und 
verschärft. 

FORTSETZUNG AUF S,2,_ 


VÖLKER IM KAMPF 


Diskussion über Teil- 
nahme an der Bresch- 
new Grünen-Demo....5.6 


Startbahn West 


Serien von Konferenzen 
politischer chileni- 
scher Parteien....S.11 


FORTSETZUNG VON S.1 


DER GANZ AULTÄGLICHE 
FASCHISMUS 


ES GIBT WIEDER LAGER.... 


Es gibt wieder Lager auf westdeut- 
schem Boden. Es gibt wieder Lager, 
die mit Stacheldraht umzäumt, mit 
Beobachtungstürmen bestückt sind 
und von schwerbewaffneten Polizei- 
einheiten kontrolliert werden. 

Es gibt wieder Lager, in die Aus- 
länder gepfercht werden. Noch sind 
es keine neuen KZ's, aber den Ar- 
beitslagern Hitlerdeutschlands kom- 
men sie schon recht nahe. Diese 
Lager, die es bereits in fast al- 
len Bundesländern gibt, beherbergen 
Ausländer, die aufgrund rassisti- 
scher, politischer und religiöser 
Verfolgung in ihren Heimatländern 
in Westdeutschland und Westberlin 
einen Antrag auf politisches Asyl 
stellen. Sie kommen zum Großteil 
aus den Ländern, die durch die im- 
perialistischen Rivalitäten zu 
permanenten Krisenherden wurden, 
so aus Eritrea, Athiopien, Sr 
Lanka, Afghanistan und der Türkei. 
Sie fliehen vor politischer und 
rassistischer Verfolgung und 
Unterdrückung, sie fliehen einem 
Leben der völligen Verarmung, des 
Hungers und des Elends. An den Zu- 
ständen in diesen Ländern hat der 
westdeutsche Imperialismus kräf- 
tig mitgearbeitet. Er mästet sich 
an der Ausplünderung des Reich- 
tums und an der Ausbeutung der 
arbeitenden Massen dieser Länder. 
Und kommen dann Menschen aus die- 
sen Ländern hierher, werden sie 
erstmal in Lager transportiert, 
über ihre rechtliche Lage reich- 
lich unzureichend informiert und 
so untergebracht, daß sie mög- 
lichst schnell resignieren und 
wieder in ihre Länder zurückkeh- 
ren.Der baden-württembergische In- 
nenminister erklärte kaltschnäu- 
zig: "Die Unterbringung in Sammel- 
unterkünften sollen ihre Bereit- 
schaft zur Rückkehr fördern." 


Die verschärfenden Maßnahmen bei 
der Asylgesetzgebung in den letz- 
ten Jahren waren folgende: 


+ Im Sommer '80 werden verschie- 
dene Städte, z.B. Frankfurt und 
Essen einfach gesperrt für Asyl- 
bewerber. 


+ Für alle Asylbewerber wird ein 
Arbeitsverbot für ein Jahr 
verhängt. Anfang September '81 
wird es auf 2 Jahre verlängert. 
Das bedingt zwangsläufig die 
Einrichtung von Asylantenlagern 
und ist auch daraufhin ausgerich- 
tet. 


+ Je nach Bundesland wird entwe- 
der der niedrigste Satz der Sozial- 
hilfe gewährt oder aber es gibt 
nur Sachwerte und keinerlei Bar- 
geld, 

+ Das gesamte Asylverfahren wird 
"vereinfacht". Z.B. entscheidet 
nur noch ein Verwaltungsdeamter, 
im Gegensatz zu einem früheren 

3 köpfigen Entscheidungsgremium, 
über ein Asylgesuch. In Hamburg 
läuft seit Anfang Januar'82 ein 
"Versuchsverfahren", in dem in 

6 Wochen (bisher 1 - 2 Jahre) ein 
Asylantrag entschieden wird, 

Die gravierenste Maßnahme aller- 
dings ist die Einführung der Vi- 
sumspflicht für bestimmte Länder, 
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so für die Türkei, für Athiopien, 
für Afghanistan etc. 


Das bedeutet de facto, daß aus die- 
sen Ländern kaum noch politisch 
Verfolgte in Westdeutschland po- 
litisches Asyl beantragen können, 
da sie nicht einreisen können. 

Die Fluggesellschaften nehmen nur 
Leute mit, die ein von der je- 
weils zuständigen deutschen Bot- 
schaft ausgestelltes Visum für 
die BRD aufweisen können, Es liegt 
wohl auf der Hand, wie schwierig 
es für einen politisch Verfolgten 


MERKBLATT 
in Baden Wurt 


in temnberg 
In Baden Muatenberg und neue Regelungen Fu Aryl- 


abgeschlonen werden kana. 
Im den sustandigen Bebonden wird in Zukunft wi fg 
verfahren 


Ale Auyibewerber, die wch in Baen-Wan m 


und im unten 
Samen sie ich Dia, 
Tum Abschluß des Verfahrens uafhalien, Dast wird, 
eine weientliche (der Asylverfahms er- 
möglicht. Bei schier politncher Verfolgung wird somit 


beitssufnahme für die gesamte Dower 
des Atpberfahrens untenagt, 
Die Asylbewerber erhalten in den Sammelunterkünften. 
Gemeinschaftwerpflegung Auch der sonstige Leben» 
bedarf wird so weit wie moglich durch Sachlestungen 
Beüeckt. Gekfzahlungen zur Bestreitung des Unterhalt 
werden nicht mehr gewährt, 
Der Unzerhalt und die Unterbringung von Asylbewer. 
bern stellen eiñe erhebliche Belastung für des Land. 
Basen Wurttemberg und die baden-wurttembergschen. 
Stadie und Gemeinden dar Es wird daher erwartet, dad 


ten und zeigt damit, dab eine 
echie politische Verfolgung offensichtlich nicht vor: 

legs, sondem daß er mit seinem Antrag asyIfremde 
Zwecke vesio. in Giesen Pillen wird die Abıchue- | 
bung in das Herkunftland augeordaet werden, 


ist, in einer Botschaft, die z.B. 
wie die deutsche in der Türkei, 
von den dortigen Sicherheitskräf- 
ten stark bewacht wird, ein Visum 
zu erhalten. Daß dieses unmöglich 
wird, ist erklärtes Ziel dieser 
Maßnahme, trotz aller damagogi- 
schen Ablenkungsmanöver wie dem 
Gerede von den "Scheinasylanten", 
“Wirtschaftsflüchtlingen" etc. 
Die Bundesregierung erklärte in 
der Debatte über das Vismusge- 
setz klipp und klar:"Der Visums- 
zwang ist eine schmerzhafte Maß- 
nahme gegenüber denjenigen, denen 
der Weg in die BRD dadurch er- 


schwert oder ganz unmöglich ge- 
macht wird, obwoht sie politisch 
verfolgt sind." 


DAS ASYLRECHT WIRD GEMXB DEN POLI- 
TISCHEN INTERESSEN DER WESTDEUT- 
SCHEN IMPERIALISTEN GEWAHRT ODER 
VERSAGT ! 

1. Es existiert keine politische 
Verfolgung: Beispiel Türkei 


In höchster Instanz wurde von 
deutschen Gerichten entschieden, 
"insbesondere nach der Übernahme 


der Macht durch die Militärs, 
existiert in der Türkei keine po- 
Iitische, rassistische und reli- 
giöse Verfolgung." 

Obgleich seit einigen Jahren bis 
zu 50% der gestellten Asylanträ- 
ge von Menschen mit türkischer 
Staatsangehörigkeit sind, wurden 
z.B. 1979 ganze 130 politische 
Flüchtlinge aus der Türkei aner- 
kannt, (1979 wurden insgesamt an 
die 10.000 Asylanträge anerkannt) 
Gegen alle Anerkennungen der po- 
litischen Flüchtlinge aus der Tür- 
kei 1979 hat die Bundesregierung 
geklagt und will die Anerkennungen 
rückgängig machen. 


2.Der Antikommunismus und die Mär 
von den Wirtschaftsflüchtlingen 


1966 stelite der SPD-Abgeordnete 
Wehner fest:"In den kommunistisch 
schen Ländern ist die Verflech- 
tung zwischen Wirtschaft und Po- 
litik so eng, daß man einem 
Flüchtling nicht die Beweislast 
auferlegen kann, ob er aus Grün- 
den der politischen, religiösen 
oder rassistischen Verfolgung ge- 
flüchtet ist!"(Debatte über Aus- 
weisungspraxis von Asylbewerbern) 
im Bundestag). 

Dementsprechend werden ausnahmslos 
alle Flüchtlinge aus den Staaten 
des Wahrschauer-Paktes als politi- 
sche Flüchtlinge anerkannt und 
erhalten Asyl. Ideologisch werden 
diese Flüchtlinge benutzt, um die 


Im Asylantenuohnheim in Horb 
fand im Herbst 1981 ein Hun- 
gerstreik von Asylbewohnern 
statt. 


"Oberlegenheit des Westens" zu de- 
monstrieren, der "Freiheit und 
Wohlstand für jeden"biete, Das war 


auch das Grundmotiv für die Aufnah- 
me zehntausender von Vietnamflücht- 
lingen, Nach jahrelangen Protesten 
der antiimperialistischen Kräfte 
gegen den Vietnamkrieg des US-Im 
perialismus und seine Unterstützung 
durch die BROŞ war es ein gefünde- 
nes Fressen für die bürgerlichen 
Ideologen die Fluchtbewegung aus 
Vietnam auszuschlachten. Es wurde 
aufgetrumpft, "das also ist der Kom- 
munismus in Vietnam, tausende er- 
trinken im Meer" und sich gebrüstet 
“seht her wir nehmen diese armen 
Menschen auf". Die Vietnamflücht- 
linge wurden nicht den normalen 
Asylbedingungen unterworfen. Sie 
waren Kontingentflüchtlinge, d.h. 
es gab keinerlei individuelle Prü- 
fungen auf Recht auf Asyl oder 
nicht. 


AKTE AUF AKTE, 

PARAGRAPH AUF PARAGRAPH, 

DIE VERANTWORTUNG IST IN 

UNENDLICH WINZIGE TEILE VERTEILT, 

ZUM SCHLUB IST ES KEINER GEWESEN, 
K-Tucholsky 


Und nicht nur das. Untergebracht 
wurden die vietnamflüchtlinge in 
vorzeige Asyllagern, jedes 
höchstens mit 80 Menschen belegt, 
mit Sozialhelfern und Psychölogen 
ausgestattet, Deutschkurse waren 
eingerichtet worden. Damit sollte 
einmal mehr die"Großzügigkeit" 

der BRD, eines"freien Landes der 
freien Welt" demonstriert werden. 
Die. bayrische Sees a ver- 
weigerte 1979 politischen Flücht- 
lingen aus Argentinien das Asyl mit 
der Begründung, es gäbe keinen 
Platz. Eine Woche später konnte sie 
allerdings zusagen, 2000 Flücht- 
linge aus Laos, Kambodscha und Viet 
Vietnam aufzunehmen. 

Bei Flüchtlingen aus den Ländern, 
die nicht in diesem Sinne ideolo- 
gisch und politisch für den west- 
deutschen Imperialismus verwert- 
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bar sind, sieht das alles ganz an- 
ders aus. Sie sind politisch un- 
erwünscht. Sie machen allein durch 
ihre Existenz auf Zustände in "be- 
freundeten Ländern", d.h. vom 
westdeutschen Imperialismus ausge- 
beuteten Ländern, aufmerksam, so 
z.B. Flüchtlinge aus Chile oder 

der Türkei. 

Ideologisch benutzten die bürger- 
lichen Medien, die Propagandaor- 
gane der Herrschenden diese Flücht- 
linge zur rassistischen Hetze. 

So wird angesichts der sich ver- 
schärfenden Wirtschaftskrise Stim- 
mung gegen die Asylanten gemacht. 
Das geht von "die klauen uns die 
Sozialhilfe" bis "die wollen nicht 
arbeiten". Bewußt wird mit der Un- 
kenntnis vieler Menschen gearbei- 
tet, Daß Asylanten einem Arbeits- 
verbot unterliegen, daß vor dieser 
Maßnahme bis zu 80% aller Asylbewer- 
ber für ihren Unterhalt allein auf- 
kamen wird verschwiegen. Ständig 
werden die Zahlen der Asylantrag- 
steller angeführt, (wobei diese im 
Vergleich zu anderen Ländern sehr 
niedrig sind), aber fast nie wird 
gesagt, wieviele anerkannt werden. 
Dabei ist das eben ein lächerlich 
geringer Prozentsatz. So wurden 
1980 lediglich 16% der gestellten 
Anträge anerkannt. Das waren 12 448 
von insgesamt 107 818 gestellten 
Anträgen. 

Wichtigstes rassistisch-chauvini- 
stisches Argument ist das von den 
"Wirtschaftsasylanten", Wie be- 
reits erwähnt, wird diese Unter- 
scheidung von politischen Asylanten 
bei Flüchtlingen aus Staaten des 
Warschauer-Paktes vom westdeutschen 
Staat abgelehnt. Da paßt es nicht 
ins Konzept. Bei den FlüchtTinge: 
aber aus den Unterdrückten Ländern, 
wie aus vielen afrikanischen Staa- 
ten, aus Staaten des Nahen Ostens 
und Asien, die auch vom westdeut- 
schen Imperialismus selbst ausge- 
plündert werden, wird das zum 
Hauptargument. 


KAMPF GEGEN DIE VERSCHARFUNG DER 
ASYLGESETZE - KAMPF ZUR VERTEIDI- 
GUNG DES GRUNDGESETZES ? 


Von vielen politischen Gruppierung 
gen wird der Kampf gegen die Ver- 
schärfungen der Ausländer- und 
Asylgesetze verbunden mit einer 
Verteidigung des Grundgesetzes. 
Insbesondere in der Frage der Asyl- 
gesetze wird drauf verwiesen, daß 
das im Grundgesetz garantierte 
Asylrecht demokratisch und fort- 
schrittlich sei und wird gefor- 
dert, daß sich die BRD-Regierung 
daran halten solle. 


Wir sind in der Tat auch der Auf- 
fassung, daß die Antiimperialisten, 
Antifaschisten und Demokraten un- 
bedingt die Verschärfung der Asyl- 
gesetze, sowie der Ausländer ge- 
setze bekämpfen müssen. Nur, da- 
gegen das Grundgesetz zu verteidi- 
gen erscheint uns als die Methode 
den Teufel mit dem Beelzebub aus- 
zutreiben. Beim Asylrecht kann man 
das gut verdeutlichen. Von Anfang 
an war der Paragraph des Grundge- 
setzes zum Asylrecht "Politisch 
Verfolgte genießen Asylrecht" ver- 
bunden mit Regelungen der Auslän- 
dergesetze, sowie Erlaßer, die klar 
und eindeutig den Rahmen dieses Ge- 
setzes abstecken. Ein Rahmen,..der 
bereits skiziert wurde, der eben 
auf politischer Selektion der Asy 
lanten, Beispiel:alle Asylanten 

aus den Staaten des Warschauer- 
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Paktes werden aufgenöfifien, sie.dür+ 
fen nicht ausgeliefert werden, 
Beispiel: für.die BRD gibt es keine 
politische Verfolgung in der Tür- 
kei, beruht. 

Die Formulierung des Asylparagra- 
phen des Grundgesetzes wird als 

ein historisches Lernen aus den 
Erfahrungen des Faschismus geprie- 
sen. Dabei können Menschen, die 
einer vergleichbaren rassistischen 
Verfolgung wie die der jüdischen 
Bevölkerung im Hitlerdeutschland, 
unterliegen nicht einmal dieses 
Gesetz für sich geltend machen. 


Sn Te e a e 


AUSZUG AUS EINER ABLEHNUNG DES 
BUNDESAMTES FUR DIE ANERKENNUNG 
AUSLÄNDISCHER FLUCHTLINGE Herbst 
1980 : 


Die Bedrohungen, denen der Antrag- 
steller in seiner Heimat ausge - 
setzt sein will, sind nicht auf 
gegen den Antragsteller persönlich 
gerichtete Maßnahmen der in der 
Türkei ausgeübten staatlichen Ge- 
walt zurückzuführen, In der vom 
Antragsteller behaupteten Bedro - 
hung seiner Person könnte daher 
nur dann ein Verfolgungstatbestand 
im Sinne der Genfer Konvention ge- 
sehen werden, wenn der türkische ` 
Staat solche Übergriffe wissentlich 
dulden würde oder generell nicht in 
der Lage wäre, diese zu unterbinden, 


Es ist jedoch bekannt, daß in der 


irkei gerade nach h 
BER: orade onach gar A m E a 
“Nationalen Sicherheitsrat" (MCH) 
außerordentliche Anstregungen un- 
ternommen werden, um solche Ober- 
griffe zu verhindern und,die Ruhe 
im Lande wiederherzustellen, Er - 
klärtes Ziel der neuen türkischen 
Regierung unter Ministerpräsident 
Bülent Olüsü ist es, den politisch 
und religiös motivierten Terroris- 
mus wirksamer als in der Vergangen- 
heit zu bekämpfen, ohne die demo- 
kratischen Rechte des türkischen 
Volkes dabei außer acht zu lassen, 


Für die Ernsthaftigkeit seines Be- 
mühens spricht neben der Verhängung 
und Ausdehnung des Kriegsrechtes 

auf die gesamte Türkei auch das 
energische Vorgehen der türkischen 
Sicherheitskräfte gegen Gewalttäter 
und Fanatiker, gleich welcher poli- 
tischen oder religiösen Überzeugung, 
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Denn nur der überprüfbare Einzel- 
fall wird als eine Bedingung für 
die Gewährung des Asyls zugelassen. 


Und darüber hinaus kann man eben 
diesen Paragraphen nicht herauslö- 
sen aus den Zusammenhängen, sowohl 
des Grundgesetzes insgesamt wie 

den ergänzenden Bestimmungen des 
Asylparagraphens. 

Wir meinen, daß wesentlich im Kampf 
gegen die Verschärfung der Auslän- 
der- und Asylgesetze, gegen die 
damit verbundene chauvinistische 
und rassistische Hetze gegen Men- 
schen anderer Staaten und Nationen, 


DER GANZ ALLTÄGLICHE 
FASCHISMUS 


eine systematische Aufklärungs- 
arbeit unter den werktätigen Massen 
in Westdeutschland und Westberlin 
ist. Nur wenn der Kollege im Be- 
trieb erkennt, daß nicht der aus- 
ländische Arbeitskollege "Schuld" 
an der Krise, an der Arbeitslosig- 
keit ist, daß der ausländische 
Kollege noch mehr geschunden und 
ausgepresst als er selber wird, 
nur wenn er sich nicht gegen ihn 
aufhetzen läßt,sondern sich mit 

ihm zusammenschließt und, gemein- 
sam gegen die Verschlechterung | 
der Lage kämpft, wird dem Chauvi- 
nismus-der Boden entzogen, wird 

der Kampf gegen die Versch rfung 
der Ausländer- und Asylgesetze 
aufgegriffen als ein Kampf gegen 
die weitere Faschisierung des west- 
deutschen Staatsapparates.Und 

noch eins ist wichtig: Der"Haß 

auf die Ausländer" der geschürt 
wird soll auch dazu dienen, ideo- 
logisch das deutsche Volk darauf 
vorzubereiten wieder gegen andere 
Völker"in den Krieg zu ziehen. 


Im Kampf gegen die Verschärfung 

der Asyl-und Ausländergesetze, aber 
auch im Kampf gegen die Ausländer- 
gesetze insgesamt, müssen all die 


DER WESTDEUTSCHE IMPERIALISMUS 
LIEFERT JETZT AUCH GANZ OFFIZIELL 
REVOLUTIONÄRE AN DIE’ TÜRKEI AUS | 


Am 7. Dezember berichteten stolz alle türki- 
achen Tageszeitungen in großen Lettern auf der 
ersten Seite: "Deutschland wird die Terroristen 
an die Türkei ausliefern!" Aus sämtlichen Kommen- 
taren sprach die Zufriedenheit, das man es nun 
endlich geschafft habe den westdeutschen Staat 
zur Auslieferung von "Terroristen" zu bewegen, 
(Als hätten die westdeutschen Imperialisten dies 
nicht auch schon vorher gemacht, nur eben nicht 
so offen sondern heimlich, möglichst ohne daß die 
Öffentlichkeit die Nase dran bekam - siehe z.B. 
die Ausweisung von Levent Begen). Nun hat aber 
der westdeutsche Staat dies auch ganz offiziell 
akzeptiert. Wir zitieren einen Artikel aus der 
Zeitung Milliyet: 


"auf den Versammlungen der Verantwortlichen des Justiz- 
Ministeriums und der deutschen Instanzen zur Situation 
der türkischen Terroristen, wurde von der deutschen 
Seite die Auslieferung türkischer Terroristen, für die 
nicht die Todesstrafe gefordert wird, akzeptiert. Auf 
dem Treffen wurden folgende Themen behandelt und be- 
schlossen: 


- Die Terroristen, die nach Deutschland flohen, für die 
die türkische Staatsanmaltschaft die Todesstrafe for- 
dert, In diesem Punkt will Deutschland als Voraussetz- 
ung für deren Auslieferung an die Türkei die Garantie, 
daß diese Personen nicht hingerichtet werden. 

- Diejenigen, die nach Deutschland flohen. für die die 
Todesstrafe nicht gefordert wird. Diese Terroristen 
wird Deutschland an die Türkei ausliefern. Es sind an 
die 20 Personen. 

= Die Straftäter, die während ihrer Haftstrafe aus dem 
Gefängnis nach Deutschland flohen. Auch diese Personen 
wird Deutschland an die Türkei ausliefern. 

= Die Türken, die in Deutschland Straftaten begingen, und 
in die Türkei flohen. Auf den Treffen wurde beschlossen 
daß diese in der Türkei vor Gericht gestellt werden 501 
en: Außerdem wurde den deutschen Instanzen mitgeteilt, 
daß man keine Garantie darüber abgeben könne, ob die 
obengenannten Personen hingerichtet würden; es seien 
türkische Staatsbürger,-und diese würden nach eigenen 
Justizregeln abgeurteiit werden.” (Milliyat v; 7-12.81) 


Das die Tunta unter "Terroristen" Revolutionäre. 
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angesprochenen Aspekte und Zusam- 
menhänge aufgedeckt werden und darf 
man sich nicht nur auf einen Aspekt 
beschränken. 


U.Linke 


FAZ w501 


6. Es ist nachgerade pflichtwidrig, 
daß die Verantwortlichen in Bund und 
Ländern auf diese notorischen Tatsa- 
chen nicht härter reagieren. Insbeson- 

jeni Zu- 
Asylrecht 


lize in keiner Weise gewachsen Ist. 
Unter diesen Umständen eine 

lage zu kultivieren, welche soeben das 

Bundesverfassungsgericht 

hat, die Abschiebungspraxis gegen 

Scheinasylanten weiter einzuschränken, 


TÜRKEI ZURÜCK 


Demokraten und Kommunisten versteht ist ganz klar. 
Selbst wenn auf der Liste der Auszuliefernden 
einige türkische Faschisten, wie 3,B; der Vorsitz- 
ende der Türk-Föderation stehen, sa ändert dies 
nichts. Denn ideologisch besteht zwischen diesen 
Und der Junta kein Unterschied, Ps handelt sich 
bei diesen Faschisten auch nur um salehe Perso- 
hon, denen mehrfache Morde nachgewiesen sind, Und 
Ga ist die Junta ja nun gezwungen, auch deren Ays- 
lleferung zu fordern, Den einzigen Einwand, den 
Vestdgutschen Imperialisten machen ist der, 
keine Personen ausliofern, für die die 
rafe gefordert wird, Was für ein Hohn! 

Der vestdeutsch t meint alsor ihr dürft sie 
nur nicht offiziell erhängen, was ihr sonst mit 
denen macht, ob ihr sie in euren Kerkern foltert, 
zu Krüppeln macht, jahrzehntelang hinter Gitter 
sperrt, oder.aber einen Selbstmord vortäuscht, 

das ist uns egal, Hauptsache, wir können unsere 
Hände in Unschuld wascheni 


Aber selbst auf die Frage, was nit den "Teire 
en", für die die türkische Staatsanwaltschaft 
die Todesstrafe fordert, denn nun geschehen scll, 
konnte eine beide Seiten zufriedenstellande, 
sehr "demokratische" Lösung gefunden werden. In 
dem Artikel in Milliyet wird die Möglichkeit an- 
geschnitten, daß man dem deutschen Staat zwar 
nicht eine Garantie geben könne, diese "Terra- 
risten" nicht hinzurichten,da dies dem türki 
schen Grundgesetz zuwiderliefe, aber es könne 
beschlossen werden, 


..:die Gerichtsakten der Terroristen, für die die 
Todesstrafe gefordert wird, und die Deutschland des- 
wegen nicht ausIfefern kann, nach Deutschland zu schick- 
en und diese Terroristen dann in Deutschland vor Ge- 
richt zu stellen,” 


Na, dann werden die westdeutschen Gerichte ja 
ihre langjährigen Erfahrungen, die sie bei der 
Aburteilung von RAF-Anhängern zu hohen Gefängnis- 
Strafen auf Grund von zumeist dubiosen Beweisen 
gemacht haben, gut gebrauchen können. Denn nach 
welchen Kriterien werden sie einen Angeklagten 
für schuldig ader nichtschuläig befinden? Wie 
werden sie eine Tat, deren Hergang sie ja gar 
nicht nachprüfen können. da sie nicht innerhalb 
ihrer Grenzen begangen wurde - wenn nicht anhand 
äußerst fragwürdiger Indizien, welche sie aus der 
Hand der faschistischen Junta erhielten - nach- 


erindre al 

t auf Asyl 
vorbebalt einzuschränken. Der Rchts- | 
staat wird offensichtlich in 

er gefährlicher 
sende von 
Entscheidung überantwortet 


"DEUTSCHLAND GIBT DIE 
TERRORISTEN AN DIE 


Afylanten, Drogen und Devifen 
Von Dr. Wolfgang Phil 


Asyl- und Ausländerrecht als eine we- 
sentliche Mitursache der Rauschgiftka- 
tastrophe aufgedeckt werden. Es 
erläßlich — wie von vielen Fachleuten, 
darunter dem Vizepräsidenten des Bun- 


t un- 


jerichts, gefordert das 
h Gesetžes- 


wenn hier zehntau- 
gerichtlieher, 


verbündeten Natosteat Türkel keine 
politische Verfolgung im Sinne des| 
'rundgesetzes stattfindet und feststeht, 


8 die Gerichte nach drei bis sieben) 


jahren Aufenthalt auch in diesem Sin. 


Wohnungsprobleme, Sozialhilfe, Ar- 
Deitsiosenunserstntzung, Deyisenabtiab, 


weisen können? 


Durch dieses ganze Abkommen wird vor allen das 
Asylrecht total unterhöhlt. Denn die politischen 
Asylanten sind es doch, weiche von der faschist- 
{schen Junta in der Türkei als "Terroristen" be- 
zeichnet werden, und die Westdeutschland nun aus- 
liefern will. Schauen wir in unsere eigene Ver- 
gangenheit surlek können wir sehr gut sehen, was 
das heist. Nach den Gesetzen des Hitlerfaschis- 
mus war natürlich auch jeder Andersdenkende ein 
"bolschewistischer Untermenach“ (heute Terrorist). 
wenn nun damals Hitlerdeutschland ein Abkommen 
zur Auslieferung von politischen Flüchtlingen 

mit anderen Staaten getroffen hätte, so hätten 
diese demnach keinem einzigen der Flüchtlinge 
politisches Asyl geben dürfen, sondern alle Asyl- 
anten an das faschistische Deutschland ausliefern 
missen (einige Staaten, wie die Schweiz, haben 
auch tatsächlich go gehandelt]. 

Genau das ist es, worauf dieses Abkommen hinaus- 
lauft. Auslieferung von allen, die von der Junta 
als "Terroristen" bezeichnet werden, oder aber 
ihre Aburteilung vor deutschen Gerichten. In die- 
sen Zusammenhang sieht man noch einmal ganz 
deutlich, was für eine Farce es war, daß sich die 
Vertreter der herrschenden Klassen, Parlamentar- 
ler wie Schuhardt, Corretier u.a. lauttönend ge- 
gen Sie Junta wandten und sie als undenokratisch 
bezeichneten. In aller Stille, höchstens in Kurz- 
meldungen der bürgerlichen Presse erwähnt, haben 
sich die Junta und der westäutsche Staat auf 
ine "geregelte" Arbeitsteilung’ bei der Verfol- 
Gung der Revolutignäre und Demokraten etc, geei- 
fiot Auch dies ist ein Beweis mehr für die wahr- 
en Beziehungen zwischen dem imperialistischen 
Staat hier, und dem faschistischen in der Türkei! 


Und die westdeutschen Behörden beginnen schon mit 
ihren offiziellen Auslieferungen, So hat das 
Innenministerium vor einigen Wochen beschlossen 
Hasan Öglteü, einen der Angeklagten im “Hechinger 
Terroristenprozet" auszuweisen. (über diesen Pro- 
zet berichteten wir in TIK Nr.ölWir protestieren 
gegen diese Maßnahme der westdeutschen Imperia- 
listen und fordern, daß alle demokratischen und 
revalutionären Gruppen und Menschen alles in 
ihren Kräften stehende unternehmen, um die Auslie- 
ferung von Demokraten und Revolutionären an die 
faschistische Junta zu verhindern! 
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AKTIONEN GEGEN VERSCHÄRFUNG 


Vom Arbeitskreis Türkei/Auslärder- 
fragen Bremen erhielten wir Ma- 
terial über deren Aktionen gegen 
die Verschärfung der Ausländerge- 
setze, Wir drucken im folgenden 


Auch der Bremer Senat folgt den Empfehlungen der Bund-Län- 
der-Kommission und beschließt am 14. Dezember "im Interes- 
se der Aufrechterhaltung des sozialen Friedens" ebenfalls 
einen Zuzugsstopp für Ausländer, Die bereits bestehende 
Ausländerfeindlichkeit wird durch die Maßnahmen des Bremer 
Senats geschürt und weiter verstärkt. 


Für das "deutsche Wirtschaftswunder“ benötigte die deutsche 
Industrie, verstärkt nach dem Mauerbau in Berlin 1961/62 
neue Arbeitskräfte. Die Anforderungen der Industrie wurden 
über Anwerbebüros der Bundesanstalt für Arbeit in südeuro- 
päischen Ländern weitergeleitet, um die künftigen "Gast- 
arbeiter" zu rekrutieren. Eines war Voraussetzung: sie 
sollten jung, kräftig und gesund sein, und dies ließ die 
deutsche Industrie aufs peinlichste genau prüfen. ` 


Der westdeutsche Kapitalismus befindet sich in der schwer- 
sten "Nachkriegskrise" seit Bestehen der BRD. Um diese 
Krise auf dem Rücken der Bevölkerung austragen zu können, 
spalten Regierung und Medien in Jung und Alt, Deutsche und 
Ausländer - inmer nach dem Motto: TEILE UND HERRSCHE! So 
hetzt man gegen die Asylanten, die aus der Türkei komen 
und verunglimpft sie als "Wirtschaftsflüchtlinge", während 
gleichzeitig die faschistische Junta in der Türkei offen 
mit Geld und Waffen unterstützt wird. Die bereits reaktio- 
nären Ausländergesetze werden durch die neuen Ausländerer- 
lasse weiter verschärft. Wie die Juden am Ende der Weima- 
rer Republik, sollen heute die Ausländer an allem Schuld 
sein. Die Parole der Faschisten in der BRD: "AusTänder- 
Stopp, Ausländer-Raus" wird so faktisch zur realen Politik 
{m Land. Die wachsende, bisweilen schon direkt militante 
Ausländerfeind\ ichkeit auf der einen Seite und die zunen 
mende Zwangsintegration auf der anderen Seite bestimmen das 
politisch-ideologische Klima. 


Durch die sogenannten Sparprogranme von Bund und Ländern 
werden die bereits mise en Lebensbedingungen der aus- 
Nändischen Familien weiter verschlechtert, Die in der In- 
dustrieproduktion "verwertbaren Ausländer" dürfen hier 
bleiben, die "unbrauchbaren Ausländer" sollen abgeschoben 
werden. Jugendliche Ausländer, die länger als acht Jahre 
hier leben; können Einbürgerung beantragen, müssen aber 
in der Bundeswehr Kriegsdienst leisten, Das seit Jahren 
vernachlässigte sogenannte "Ausländerproblem" sol] jetzt 
mit dem Holzhanmer gelöst werden, nach dem Motto: "Weni- 
ger Ausländer, weniger Probleme". 


Mir meinen, ein dauerhäftes und Triedliches Zusammenleben 
van Beuth und AueJEmdeEn fat nr matich Dg Bendias 
ge der Gleichberechtigung von Ausländern tschen. 
= Sofortige Rücknahme der AusTändererlasse 

- Weg mit den Auslindgrgeseht H 


~ Gleiche Rechte für Deutsche und Ausländer! 
Arbeitskreis Türkei/Ausländerfragen trifft sich wöchentlich: 
Donnerstag, im BBA-Laden St. Paulistr. 10/11, um 19.00 Uhr 


In Aachen organisierte der ASTA 


folgende, in der Tat beschriebene 
Aktion. Das Erschreg à 

ist, daß dje deuts HERNGE AERE, 
ohne Protest, die "gespielten! faz 
schistischen Maßnahmen über sich 
ergehen ließen! 


(Eine Aktion gegen die Gleichgültigkeit) 


" "Deutsche bitte diesen Eingang benutzen! Machen Sie 
bitte keine Schwierigkeiten!" Die isung Her fr er 
br T Stien- 


sind freundlich, abet bes! ‚Inmt and ei 

ten, die an diesem Mittwoch in die Mensa gehen, widarsetz- 
en sich ihren Anordnungen. Frei in heute de Ein 
gänge der 'Mensa Akademica' an der Kheinisch-lestfälischen 
Hochschule in Aachen für deutsche und ausländische Studen- 
ten getrennt worden. 


Zwischen beiden Türen, über denen die Schilder "Ausländer! 
und "Deutsche" hängen, Spanische Reiter, Aus einem Laut- 
sprecherwagen wird in kurzen Abständen 


immer wieder eine 
Erklänng des Wissenschaftsministers RE Hein, 
jestfalen verlesen; '...heute finden an hschul, 
BE EEE dio Von aer K taen AiE eu 
beschlossenen Kontrollen des Akademischen Ausländer Hber- 
wachungsamtes (AADA) zur Überprilfung van Natonal itat und 
Hochschulzulassungsberechtiguhg as Hndischer Studenten 
stätt ...' 


Dig Ordner des AADA tragen Nanensschilder an den Revers, 
alle mit Stempel und Unterschrift der #ehörde versehen. 
Am Eingang der Ausländer kommt es zu vepinag|ton Auswels- 
kontrollen aber im Großen und pen werden die Anordnung- 
en der Beamten widerspruchsios befolgt. Fin deutscher Stu- 
dent ist, ohne es zu merken, in die Schlange der Ausländer 
gelandet, steht plötzlich unter dem Schild "Ausländer' , 
überlegt kurz und geht zurück, stellt sich neu da an, wo 
ar hingebört: "Deutsche" .'Die deutschen Studenten werden 
un Verständnis für die įm Zuge der strikren mirchfükting 
der beschlossenen »äßnahnen notwendigen kontrollen gehaten, 
tönt es aus den Lautsprechern. Er hat Verständnis, wie die 
meisten seiner Komilitonen. "Um bedayerlichen Mißberständ- 
nissen vorzubeugen", so dig Mitteilung des Wissenschafts- 
ministers weiter, "sollten Sie daher ständig ihren Studen- 
tenausweis mit einem amtlichen Lichtbild mitführen, vum ge 
Ben ihre deutsche Nationalität nachweisen n 
önnen." (aus TAZ v. 2.12.81) 


der AUSLÄNDERGESETZE 


einen Auszug aus ihrem Flugblatt 


ab. Einen Bericht-über eine in De- 
zember gelaufene Demo in Bremen, 
von der auch nebenstehendes Foto 
bringen wir das nächste Mal. 


ist, 


DIESES FLUGBLATT VON WESTBERLINER KOMMUNIST UND BOLSEYIK PARTIZAN WURDE 
ANLABLICH DER DEMONSTRATION IN WESTBERLIN GEGEN DEN LUMMER-ERLAB VERTEILT 


KAMPF DEM RASSISTISCHEN AUSLENDERERLASS 
DES WESTDEUTSCHEN IMPERTALISMUS } 


Der westdeutsche Imperialismus hat über seinen 
Westberliner Senat einen erneuten Höhepunkt an 
Ausländer- und Menschenfeindlichheit präsentiert: 
n heven AuslandererTaß. 


Allen ausländischen Jugendlichen Uber 18 Jahren 
so ij MEGEN werden, hier au leben, wenn sie 
IR All. ag das 18, Apdensgah RTR 
er saren un an wie kein Ar 
beiten oder Aushildumgsverhältnis vorweisen kön- 
nen, Die *Zuheirat" sol] erst nach 2 Jahren 
Aufenthalt bzw, Tür Studenten gar nicht mehr 
erlaubt'sein. Gleichzeitig mit dem neuen Erlas 
präsentiert der Westberliner Senat einige Vor- 
Schläge Zur Anderung des reaktionären Auslinien 


qesstzes, die darauf hinsusiaufen, SOrsSERFItEr 
iche ung revolutionäre Küsl {34 undto 
wachen. f Fé Ausländer, die 'ée a 

haben, soll faktisch ein neues 'Standrecht' 


prrhielent werden; ohne Prozeß und ohne Ver- 
rteilung sollen sie ausgewiesen werden. 

Der neue Ausländererlaß hat den CHARAKTER EINES 
RASSISTISCHEN SONDERGESETZES, mit dem sieh der 
westdeutsche Imperialismus wigage einmal gan 
in der Tradition des Witlerfaßchisnus zette 
fer atte "ET er" erst ats "Untermenschen" 
titutiette, um sie dann in den K25 bestialisch 
Au ermorden. 


YES HRPHEERT BEE NESTBEUTSERE esta 9y- HiT 
ETNEN NEGEN MASSHAHNEN GEGEN AUSLANDER 7 
+ Die verstärkten Angriffe auf die Rechte der 
Ausländer sollen von den Auswirkungen der 
Krise ablenken, um die deutschen gegen die aus- 
ländischen Arbeiter zu hetzen. Den deutschen 
Arbeitern soll weisgemacht werden, die Ausländer 
seien die "Wurzeln align Duelsr, die die Arbeits- 
Plätze wegnehmen, die Sozialleistungen absahnen 
ash: weshalb sid wieder in Ihre Länder zurück- 
hehan Sallen, 


Unumstäßlishe Tatsache ist Jedoch: 


= Aldein das imperialistische System ist verant- 
wortlich für die Krise. 


- Es ist dafür verantwortlich, daß die ausländ 
schen Arbeiter ihre Hoisat verfässen mußten 
Insbesondere auch Sufgrund der Ausplünderung 
diesößfCänder durch den westdeutschen Imper! 
\ismus. Der "Reichtum" und "höhere \ebenzs 
standard" {n Westdeutschland und Westberlin 
ist zu weiten Teilen gerade aus diesen Ländern 
iusammengerauht, 

+ Die shauyinistisehe und rassistische Hetze 
gegen andere Völker soll angesichts der wach- 
senden Kriegsgefahr und der Kriegsvorbereitungen 

des westdeutschen Imperialismus die deutschen 


Verktättgen sehon heute Ideolagisch darauf vor- 
bereiten, bald wieder gegen andere Völker für 
die interessen der westdeutschen Bourgeoisie 
in den Krieg zu ziehen, 


+ Durch die neuan Gesetzesvorlagen zur Verschär- 

fung des Ausländergesetzes sallen aucn 'ino 
fiziell* und "indirekt! reaktionäre und faschi- 
FEjpphe Bpsines unterstützt werden: über den 
affiziellen' Weg der Ausweisung von Revoluttos 
wären sallan diesen Regimes deren antifaschisti- 
sche Gegener zugeliefert werden, um sie dann in 
den Folterkellern verschwinden zu lassen. 


+ Diese peaktionären Maßnahmen sollen darüber 

hinaus den türkischen und anderen Faschisten 
helfen, ihre Basis in Volk als angebliche Ver- 
teidiger der Rechte des Volkes zu erweitern. So 
ist es kein Zufall, daß sich sowonl die faschi- 


stische Junga In der Türkei als auch d faschi=- 
stischen türkischen Or: isationen in Westberlin- 
empört über den Ausländerer]aß äußern, um so 
einmal mehr unter den Werktätigen aus der Türkei 
Jie nationalistische Propaganda zu entfalten, 

440 alle Deutschen "Feinde der Türkei" seien, 

der Had auf alle "Nicht-Türken" sol] geschürt 
werden, um die Arbeiter aus der Türkei davon 
abzuhalten, Jeneinsan mit deutschen Ant ifaschi- 
sten und Antifaschisten aus anderen Ländern 

gegen Imperialismus und Faschismus zu kämpfe 


KAMPF DEN CHAUVINISMUS UND NATIONALISMUS | 
ES LEBE DER PROLETARISCHE INTERNATIONALISHUS ! 


Gegen jegliche chauvinistische Verhetzung der 
deutschen Nerktätigen und gleichzeitig gegen 
Jegliche nationalistische Yerhetzung der aus- 
länd{schen Werktätigen müssen wir einen hart- 
näckigen und unnachgiebigen Kampf führen: 


Der westdeutsche Imperialismus ist der gemein- 
same Feind der deutschen und der hier lebenden 
austprätschen Arbeiter. Er führt einen unnach- 
giebigen Kampf für seine Klasseninteressen gegen 
àlle Ärbeiter sowohl im aTgenen Land als auch 
in den von ihm unterdrückten Ländern. Dagegen 


muß di ffront der internatio Arbeiter- 
ee. nalen Arnelter 


klass 


Der westdeutsche Imperialismus und die anderen 
Inperialisten haben längst die nationalen Gren- 
zen gesprengt. Imperialistischer Kapitalexport, 
Produktionsstättenverlagerung in "Billigländer" 
etc, etc, haben längst die nationalen Barrieren 
hinter sich gelassen. Der Imperialismus ist ein 
weltumspannendes Ausbeutungs- und Unterdrückungs- 
system, 

Dieses weltweite System des Imperialismus kann 
nur zerschlagen und vernichtet werden, wenn sich 
die Arbeiter und Völker aller Länder yegenseitig 
in ihren Kämpfen unterstützen, Der Weg des Kamp- 
fes zum Sturz des Imperialismus ist die Durch- 
führung der proletarischen Revolution in den 
\mpertalistischen Ländern und der antiimperia- 
listischen antifeudalen Revolution in den vom 
Imperialismus abhängigen Ländern. 


Ohne einen hartnäckigen Kampf gegen die Verseu- 
chung der deutschen Arbeiter und Werktätigen 
durch das Apium des deutschen Chauvinismus ist 
an die Vorbereitung und Durchführung der prote- 

rischen Revolution in Westdeutschland und in 
stberlin nicht zu denken. 


Ohne den unnachgiebigen Kampf gegen den Nationa- 
lismus ist es für das Proletariat der vom Impe- 
rialismus abnängigen Länder unmöglich, die Volks 
massen dieser Länder zum Sieg in der antiinper 
rialistischen antifeudalen Revolution zu führen. 
PROLETARIER ALLER LENDER, VEREINIGT EUCH ! 
PROLETARTER ALLER LANDER UND UNTERDROCKTE VOLKER 
VEREINIGT EUCH ! 

In den konkreten Tageskänpfen gegen den west- 
deutschen. Impertalismus und auch heute gegen 
dessen westberliner Ausländererlaß heißt das, 

die Einheit der deutschen und der ausländischen 
Arbeiter herzustellen unter der Losung: 
AUSLAENDISCHE UND DEUTSCHE- ARBEITER - 

EINE KAMPFFRONT | 

NIEDER MIT DEM WESTOEUTSCHEN IMPERTALTSNUS ! 
NIEDER MIT DER FASCHISTISCHEN MILITARJUNTA IN 
DER TORKEI I 


Bolsevik Partizan Mestberliner Kommunist 


6 
Völker im kampf 


DISKUSSION ÜBER TEILNAHME AN DER 


EINE KRITIK VON GDS 


EINE NOTWENDIGE KRITIK AN BEFREUNDETEN ANTLIMPERIALISTI- 
SCHEN ORGANISATIONEN: 


DIE TEILNAHME AN DER DEMONSTRATION DER "GRÜNEN" AUS ANLASS 
DES BRESCHIEKBESUCHS MAR FALSCH! AS 5 


In Zusammenhang mit dem Staatsbesuch des Vertreters des 
sowjetischen Sozialinperialismus Breschnews, in Bann, kam 
es zu verschiedenen Demonstrationen und Kundgebungen: Aus- 
gesprochen reaktionäre imperialistische Großkundgebungen 
zur Wahrung und Verteidigung der Interessen des westdeut- 
schen Imperialismus, auf denen die revanchistische und 
foschistisch-antikomain iati sche, Propaganiktuanroffen und 
unverhüllt vorgebracht wurde; eine Jubeldenonstration der 
DKP, den Lakaien der sowjetischen-Sozia] imperialisten; 
eine relativ große Demonstration der MARKISTISCHEN GRUP- 
PEN, deren erklärtes Ziel es war, Breschnew "auf den wahr- 
en Weg des Sozialismus zurückzuführen" und ihn vor der 
NATO zu "warnen" (Motto: "Leonid, was willst du hier, die 
MATO WiN) den Krieg mit diri” Die MARXISTISCHEN GRUPPEN 
sind gleichzeitig In ihrer Propaganda darum bemüht, den 
westdeutschen Imperialismus zu verharmlosen, wenn sie ihn 
als "politischen Zwerg" im Vergleich zum US. Imperialismus 
darstellen, der unter dem "Oberkommando der USA" stehen 
soll; damit befinden sie sich in bester opportunistischer 
Gesellschaft). Schließlich gab és auch eine von den sGrü- 
nen" organisierte Demonstration, an der etwa 5 - 6 000 De- 
monstranten teilnahmen. 


Die "Grünen" hatten ganz bewußt herausgestellt, daB sie 
nicht gegen die imperfalistischen Banditenge- 
spräche zwischen Breschnew und Schmidt waren und sie unter- 
strichen das kurz vor der Demonstration erneut mit "Offe- 
nen Briefen" an Schmidt und Breschnew, in denen sie diesen 
beiden Häuptern imperialistischer Mächte erneut, wie schon 
in ihrem Aufruf zur Demonstration, bestätigten, daß sie 
ihre impertalistischen Schachereien und Rivalitäten au 
drücklich unterstützen! 


Der Block der "Grünen" auf der Demonstration, der mehr als 
die Hälfte der Denonstrationsteilnehmer unfaßte, war denn 
auch geprägt von PAZIFISWIS UND TLLUSIONSMACHERET OBER DIE- 
SE BEIDEN IMPERTALISTISCHEN GROSSMACHTE! Dieser Block präg- 
te auch das Bild der Demonstration insgesamt, die damit 


dm wesentlichen zu einer proimperialistischen Demonstration 


Der andere Teil der Demonstration stand aber ebenfalls un- 
ter dem beherrschenden Einfluß des Opportunismus. Die gro- 
Ben Blöcke von KPO und KABD dort sicherten ebenfalls dem 
Pazifismus und Chauvinismus seine Propagandamöglichkeite: 
mit Parolen wie; "Für eine atamwaffenfreie Zone vom Atlan- 
tik bis zum Ural“ - so der KABD (getreu dem chauvinist 
schen Moti Sol] der imperialistische Krieg sich doch auf 
die Gebiete Asiens, Afrikas, Lateinamerikas beschränken - 
Hauptsache UNSER KULTUREUROPA BLEIBT IN FRIEDEN); "Deutsch- 
dand darf kein Schlachtfeld werden!" - so die KPD (betreibt 
der KABD ganz allgemein europäischen Chauvinismus, "kon- 
zentriert" sich die KPD ganz gezielt auf den deutschen 
Chauvinismus, der von ihr schon seit Über zehn Jahren ste- 
tig propagiert wird). 


Im Rahmen von Aktfonseinheitsverhandlungen zum Besuch 


Lreschnews in Bonn, die von der GENERALUNION AFGHANISCHER 
SIJDENTEN (GUAFS) organisiert worden waren, wurde auch die 
Frage sehr lebhaft, diskutiert, ob die betafiigten Organt- 
sationen (ATIF, ATIF/Duisburg - der Teil der ATIF, der 

von den PÄRTIZÄN-Anhängern abgespalten wurde, SYMPATHI- 
SANTEN DER TRANISCHEN ORGANISATION PEYKAR, die Zeitschrift 
WAHRHEIT/ Siegen-Olpe, DEVRIMCT HALKIN BIRLIGI, GEGEN DIE 
STROMUNG, ANTIIMPERIALISTISCHES KOMITEE FRANKFURT) sich an 
der Demonstration der "Grünen" beteiligen sollten, oder 
aber ob sie eine eigene revolutionäre Demonstration orga- 
misieren sollten. Der Vertreter von GEGEN DIE STRUMUNG 
hatte von Anfang an jegliche Form der Beteiligung an der 
Demonstration der "Grünen" abgelehnt, da das eine genein- 
same Demonstration mit Kräften bedeutet hätte, die ganz 
ausdrücklich eine proimperialistische Propaganda auf Ihre 
Fahnen geschrieben hatten. Die Propaganda der "Grünen" auf 
der Demonstration bestätigte diese Einschätzung des Ver 
treters von GEGEN DIE voll und ganz. 


Im Rahmen der Aktionseinheitsverhandlungen konnte der Ver- 
treter von GEGEN DIE STROMUNG sich allerdings nicht durch- 
setzen, so daß alle teilnehmenden Organisationen außer 
GEGEN DIE STRUMUNG und das ANTLIMPERIALISTISCHE KOMITEE 
FRANKFURT beschlossen, einen "revolutionären Block" im 
Rahmen der Demonstration der "Grünen" zu bilden. Auf der 
Demonstration selbst zeigte sich allerdings, daß es tat- 
sächlich keinen revolutionären Block gegeben hat! Zwar 
DiTdete nach dam Block der "Grünen" GUNS dTe Spitze des 
zweiten Teils der Demonstration, in diesem Teil aber tum- 
melten sich die Opportunisten von KPD und KABD, die in 
verschiedenen kleineren Blöcken verteilt waren. Außerdem 
gab es - und das ist in gewisser Weise das eigentlich ent- 


scheidende - keine klar jen die "Grünen" gerichtete 
REVOLU ONnRE PRDPRGRNDR ie jeden Pnonstrstfosteninn. 
mer und AuBenstehenden klar und unmiverständTich den 
Untarschtegtager Tagensart aufschen Ben beiden ellin der 
Be AA 


Angesichts dieses opportunistischen Nachgebens revolutio- 
närer Organisationen gegenüber der proinperialistischen 
Propaganda der "Grünen" und dem Pazifismus und Chauvinismus 
von KPD und KABD bestätigt sich einerseits die vollständi- 
ge Berechtigung der Kritik von GEGEN DIE STROMUNG, die im 


‚nachfol\ jatt an diesen Organisationen geäußert 
wurde. ei! aber das Flugblatt 

von GEGEN DIE als der einzigen wirklich UTIO- 
NAREN PROPAGANDA GEGEN DIE "GRÜNEN" an Bedeutung. Die mehr- 


ere tausend verteilten Exemplare fanden bei etlichen Demon- 
strationsteilnehmern aufmerksames Interesse und Zustimmung, 
während KPD-Ordner wieder an ihrer Tradition aus der Zeit 
der KPD/ML anknüpften, und überfälle auf die Verteiler 
dieser Flugblätter versuchten. 


GEGEN DIE STROMUNG steht es als seine revolutionäre Pflicht 
an, in gründlicher Debatte seine Kritik an den revolutio- 
nären Organisationen sowohl im einzelnen als auch ganz 
grundsätzlich vorzubringen und diese Organisationen von der 
Richtigkeit dieser Kritik zu Überzeugen. Nachfolgend das 
verteilte Flugblatt. 


STELLUNGNAHME VON "GEGEN DIE STROMUNG", "ORGAN FOR DEN 
AUFBAU DER MÄRXISTISCH-LENENISTISCHEN PARTEI IN WESTDEUTSCH- 
LAND (aus GOS Nr. 27, 5.4) 


NBBBBBBBEBBBUBBBBBBBBBBBBBBBBBBBBBBBBB 


EINE STELLUNGNAHME VON ATIF 


22.November protestierten verschiedene poli 
ische Kräfte mit Demonstrationen gegen den Be- 
juch Breschnew's in West-Deutschland. An einer 
ieser Demonstrationen nahmen auch wir in den 

dihen des revolutionären Blocks teil. An die- 
‚em beteiligten sich ausser uns GUAFS, Peyka; 
TIF ev., DHB, Fight Back und Wahrheit/Sieg: 
jach der Demonstration fand ein Treffen zur Ein- 
schätzung über dii tt. Daran nahmen GUAFS, 
GDS, das Antiimperialistische Komitee Frankfurt 
und wir teil. Ein Bericht über die Demonstration 
ist bereits in Mücadele Nr.63 erschienen. 


In diesem Artikel, in Micadele 63, wurde jedoch 
nicht darüber infomiert, daß GEGEN DIE STRÖMUNG 
(GDS) eine andere Auffassung als wir zu der 
Durchführung ‚und Teilnahme an der Demo vertrat. 
Auch wurde die Frage, ob unsere Teilnahme über- 
haupt bzw. in der Form, wie geschehen, richtig 
war, nicht diskutiert, Zu aufgetretenen Fehlern 
wurde keine Stellung bezogen. Artikel, die in 
Mücadele zu einzelnen Aktionen abgedruckt wer- 
den,müssen aus unseren Aktionen Lehren ziehen, 
yagweisend und unsere Arbeit fördernd sein. 


Der Artikel in unserer letzten Nummer "Breschnew 
wurde 'empfangen'" war weder ein Artikel, der 
aus der Aktion Lehren zog, noch ein Artikel, 

der richtig und ausreichend informierte. Denn 
eine Reihe von Fragen und Positionen, die mit 
dem Problem in Zusammenhang standen, wurden 
nicht berücksichtigt. Mit dem vorliegenden Arti- 
kel wollen wir sowohl diesen schweren Fehler 
korrigieren, als auch über die Einschätzung, 


auf dem Treffen nach der Demonstration, der 
Aktionen berichten, 


Gehen wir zunächst auf die Entwicklung bis hir 
zur Demonstration ein: 


Ende August 1981 rief die GUAFS rund 40 Organı- 
sationen in Westdeutschland zu einem Treffen 
auf, um eine Aktionseinheit gegen den Besuch 
Breschnews zu bilden. An diesen nahmen wir, GDS, 
das Antiimperialistische Komitee Frankfurt, DHB, 
Fight back, Wahrheit Siegen und die Vertreter 
der falschen ATIF teil. 


Auf den ersten Treffen war noch keine Rede von 

der Demonstration der "Grünen" usw. Die Teil- 

nehmer der Aktionseinheitsverhandlungen planten, 

eine eigene Demonstration zu organisieren, 

Auf den ersten Treffen wurde über eine gemeinsa- 

me Plattform diskutiert, Wir vertraten die Mei- 

nung, daß diese Plattform Stellung beziehen 

muß: 

= gegen Weltimperialismus und Weltreaktion; 

- gegen die Kriegsvorbereitungen sämtlicher Im- 
Perialisten und die heute bereits in verschie- 

denen Teilen der Welt geführten lokalen ungerec 


denen Teilen der Welt geführten lokalen unge- 
rechten Kriege; 

= gegen die Besetzung Afghanistans durch die 
russischen Sozialinperialisten, gegen ihr 
Handlangerregime; 

- gegen die westlichen Imperialisten und ihre 
Verbündeten in Afghanistan; 


= gegen den EO-Plan zu Afghanistan Und die Pläne 
der westlicehn Imperialisten und der russi- 
schen Sorialimperiälisten, Afghanistan unter 
sieh aufzutesleni 

- für die Unterstützung des nationalen Befrei- 
ungskrieges des afghanischen Volkes. 


in diesen Punkt traten keine Meinungsverschie- 
denheiten zwischen, GDS, G AFS; Peykar und uns 
auf, Nur die Vertreter der falschen ATIP zeigten 
von Anfang an ihr erpresserisches Vorg 

weder wir (ATIF evi) oder sie (ATIF)' 
den jedoch isoliert und wurden gezwungen, ihre 
Forderung zurückzuziehen, Auf einem späteren 
Treffen (nach dem die Plattform bereits be- 
schlossen war) entstand eine neue Situation. 
Grünen gaben bekannt, daR auch sie am 22.14. 
eine Demonstration in Bonn durchführen wollten 
Es war nötig, au dieser Demo Stellung au be= 
ziehen, Darüber begann eine Diskussion unter 
den Organisationen, die die Plattform unter- 
schrieben hatten, 


Die sympathisanten von ar erklärten, dal 
sie auf jeden Fall gegen eine Teilnahme an der 
Demonstration der Grünen sind, Die Vertreter von 
GDS vertraten die Meinung, daß das Verhalten 
der Grünen auf der Demonstration proimperlali- 
stisch sei und sie deswegen gegen eine gemein- 
sane ‚Demonstration sina. Auch wir wären zunächst 
der Auffassung, dad man eine revolutionäre De- 
monstration durchführen müsse und dies durch 
eine Teilnahme an der Grünen-Demonatration nicht 
gewährleistet sei. 


In der Diskussion vertraten die anderen Organi- 
sationen, allen voran die Vertreter von GUAFS, 
daß ea richtig sei an der Demonstration der Gru- 
Izunehmen. Die Vertreter von GUAFS stell- 
it, daß die Grünen nicht dagegen se 
das wir uns an der Demonstration mit einer 
eigenen P) d einem eigenen Block be 
teiligen sowie ie uns das Recht einrä 
würden, am Ende der Demonstration im Namen de, 
Blocks eine Rede zu . Zudem würde die Po- 
lizei an diesem Tag keine weitere Demonstration 
in Bonn erlauben. Die Vertreter von GUAFS kamen 
zu dem Schluß, daß sie auf jeden Fall die 
teiligung an der Demonstration, fi 
ten. ne 
In dieser Situation vertraten wir dann die Auf- 
fassung, daß wir uns als unabhängiger Block a, 
der Demonstration der Grünen beteiligen, da die 
Frage für uns eine taktische sei. Wir nahmen 
also von unserer bisherigen Position, eine ei- 
gene Demonstration zu organisieren, Abstand, 


Folgende Gründe lagen unserem Verhalten zugrun- 
de; 

- Von Anfang an hatten wir die Führung von 

GUAFS bei der Vorbereitung der Demonstration ak- 
zeptiert. Es war für uns primär, die von ihr 
durchgeführte Aktion zu unterstützen. Dies: 
Herangehensweise war jedoch falsch. Für uns kann 
sich die Frage nicht 50 stellen, daß wir jede 
konkrete Aktion von allen Organisationen, die 
wir als antiimperialistisch einschätzen, unter- 
stützen müssen, und erst recht nicht, daß wir 
bei gemeinsamen Aktionen von Anfang an einer 
solchen Organisation die Führung übergeben müs- 
sen. Hinzu kommt noch, daß die Demonstration 
schon längst nicht mehr den Charakter einer 
Afghanistandemonstration trug. 


- Zweitens vertrat ausser Peykar und GDS (auch 
das antiimperialisti Komitee teilte die: 
Auffassung A.d.U.) keine Organisation die Me 
nung, nicht mit den Grünen zu marschieren.Ein 
weiterer Beweggrund für unser Verha!ten ’ 
daß wir davon ausgingen, daß eine Demonstration 
nur mit den obengenannten Gruppen eine sehr 
kleine Demonstration sein würde, und wir fürch- 
teten uns davor,allein und isoliert zu bleiben, 
In Wirklichkeit wäre es jedoch möglich gewesen, 
an stelle einer eigenen Demonstration, zunächst 
während der Aktionseinheitsverhandlungen GUAFS 
und die anderen Gruppen dazu zu zwingen Stellung 
zu beziehen, Im Falle daß GUAFS und die anderen 
an der Demonstration der Grünen dann trotzdem. 
teig"nommen hätten, hätte man gemeinsam mit Pey- 
kar ünd GDS eine Erklärung veröffentlichen und 
während der Demonstration zahlreich verteilen 
können. In dieser Hinsicht spielte für uns die 
zahlenmäßige Überlegenheit der anderen sowie 
die Angst,isoliert zu sein, die ausschlaggeben- 
de Rolle. 

- Drittens. Wir waren uns anfangs nicht über 
den Charakter der Grünen, sowie insbesondere 
über ihre Politik in bezug auf die Breschnew- 
Demonstration im Klaren, Diese Frage haben wir 
auch nicht sehr ernst genommen. Tatsächlich war 
čs aber so, dañ die Grünen mit ihrem Aufruf für 
die Interessen des westdeutschen Imperialismus 
Stellung bezogen. In den Kreisen der 'Linken' 
nimmt der Einfluß der Grünen immer mehr zu, Da- 
bei übernehmen die Grünen die Aufgabe, die Krei- 
se, die sich dahin entwickelten, mit dem Systen 
alle Verbindungen abbrechen zu wollen, wieder 
mit dem System zu versöhnen. Die Demo, die sie 
zum Sreschnew-Besuch organisierten, begrüßte 
die Gespräche zwischen dem Chef des Sozialim- 
perialismus, Breschnew, und dem Vertreter des wes 
Westdeutschen Imperialismus, Schmidt; und rief 
die eigene Regierung dazu auf,"sich noch mehr 
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Völker im kampf 


«GRÜNEN”- DEMONSTRATION ZUM BRESCHNEW - BESUCH 


für den Frieden einzusetzen" (1). Die Revolutio- 
näre hätten in dem Falle, daß sie nicht über 
genügend Kräfte für eine eigene Demo verfügt 
akter der Demonstration anprange 
hätte das wahre Gesicht, die pro- 
imperialistische Linie der Demö-Veranstalter 
Anprangern müssen. Bei einer Teilnahme der Re- 
dieser Demonstration hätten sie 
m Ziel hingenen müssen. Dadurch, das 
nicht machten, vertraten wir objektiv 
den Standpunkt, daß auch die Grünen als Revolu- 
tionäre anzusehen seien. Dadurch, daß wir ung 
für die Teilnahme an der Demonstration der Grü- 
nen einsetzten, liesen wir GDS und Peykar, die 
eine richtige Position vertraten, allein und 
angen GUAFS und die anderen Gruppen nicht, ih- 
re Meinung zu revidieren, Di = 
form war eigentlich ab dem wo 
Jagen die Demo der Grünen Stellung zu beziehen, 
unzureichend, um auf ihrer Grundlage einen Block 
zu bilden. Denn nun stellte sich eine neue F. 
ge: Wie stellt man sich ‚zu den Grünen? Nur die 
die i dieser Fragen gemeinsam vorgingen, hätten 
einen Block bilden können. 


b keine einheitliche Vorgehensweise 
der Gruppen, die sich auf der alten Plattform 
vereinigt hatten, mehr. Ein Teil (GDS und Peykar) 
schätzten die Grünen als pro-imperialistisch 
ein und lehnten eine Teilnahme deswegen ab; für 
einige andere Gruppen war die Einschätzung der 
Grünen als proimperialistisch sektiererisch, sie 
‚fanden die Teilnahme an der Grünen-Demo richtig; 
wir dagegen vertraten die Auffassung, daß es 
trotz unserer Einschätzung der Grünen (diese 
'hätzung galt zumindest für ihr Verhalten 
für die geplante Demo) dennoch Fichtig sei, als 
eigener Block an der Demo der Grünen sich zu be- 
teiligen, (Nier versuchten wir also, die Ein- 
heit der sowieso zerfallenen Aktionseinheit wie- 
derherzustellen.) Das war ganz falsch. Richtig 
wäre gewesen, ab dem Moment, wo die Frage der 
Teilnahme an der Deno der Grünen erörtert wurde, 
auf einer eigenen Demonstration zu beharren, 
oder aber,wenn dies nicht durchführbar wäre, ei- 
ne Diskussion darüber, welche gegen die Grünen 
Stellung beziehende Aktionsformen man bei der 
Demo der Grünen anwenden kann, zu erzwingen. 
Wir machten den Fehler, obwohl der Block schon 
zerfallen war - denn es existierte zwischen 
uns und GUAPS und den anderen Gruppen keine Ein- 
heit bei der Einschätzung der Grünen, noch immer 
von der Bildung eines gemeinsamen revolutionä- 
ren Blocks mit diesen Organisationen zu reden. 


Die Genossen von GDS haben vor und während der 
Demonstration die Teilnahme an der Deno sowie 
die Grünen selbst kritisiert und verurteilt. In 
einem Flugblatt haben sie die Demo der Grünen 
sowie das Verhalten des revolutionären Blocks, 
in dem wir uns auch befanden,kritisiert. Dieses 
Flugblatt wurde den Kräften entsprechend auf 
der Demonstration verteilt, Peykar dagegen hatte 
kurz vor der Demonstration ihr richtiges Ver- 
halten aufgegeben. Auch sie nahmen an der Grü- 
nen-Demonstration teil. 


Auf dem Treffen nach der Demonstration konzen- 
trierten sich die Einschätzungen auf die eben 
angeführten Punkte. Die Preunde von GUAFS ver- 
traten die Ansicht, daß die Teilnahme. an der De- 
monstration richtig gewesen sei, daß in den Rei- 
hen der Demo,auch außerhalb des revolutionären 
Blocks, Antifaschisten teilgenommen hätten, Dage- 
gen vertraten GDS, das Antiimperialistische Ko- 
mitee und wir die Meinung, daß die Demonstra- 
tion, so wie sie gelaufen ist, noch mehr den 
Grünen genutzt habe. wir vertraten: Der Demo 
wurde der Stempel durch den offenen Pazifismus 
in den Reihen der Grünen, durch europäischen 
Chauvinismus (KABD) 'and deutschen Sozialchau- 
vinismus (KPD) aufgedrückt. Obgleich unsere re 
volutionären Parolen uns ein wenig von den an- 
deren trennten, waren sie auf keinen Fall aus- 
reicheng und änderten den allgemeinen pazifi- 


stischen und chauvinistischen Charakter der De- 
monstration überhaupt nicht. Die Praxis der De- 
-monstration hat ganz klar gezeigt, daß eine 
Teilnahme (auf diese Weise) falsch war. Unsere 
Teilnahme an der Demonstration (auf diese Weise) 
nutzte zweifellos mehr'den Grünen als uns; 


Die Praxis hat gezeigt, daß die richtige Vor- 
gehensweise gegenüber der Grünen-Deno folgende 
en wäre: Wir sollten gemeinsam mit den 
die Grünen (bei dieser Demo) als 

h einschätzten, vorgehen, ge- 
ein Flugblatt herausgeben, wo- 
entlarvt ( und auch andere Op- 
Portunisten kritisiert) werden, und hätten mit 
allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln die 
richtige Haltung propagieren sollen. 


Unser Fehler, den wir hinsichtlich dieser Demon- 
stration machten, war ein sehr schwerwiegender. 
Denn auf dieser Demonstration zogen wir keine 
scharfe Trennungslinie zwischen uns und den op- 
Pportunistischen sowie proimperialistischen Kräf- 
. Dies müßte für uns jedoch eine nicht aufzu- 
gebende Voraussetzung für jede Aktionsei heit 
sein. Wir sind für Einheit in der Aktion und 
für Freiheit in der Agitation und Propaganda, 
damit wir uns von den ideologisch-politisch op- 
Portunistischen und proimperialistischen Kräften 
abgrenzen können. Eine Aktionseinheit in der 
dies nicht erfolgt, bringt uns keinen Nutzen. 


Außerdem konnten wir nur wenige Teilnehmer für 
die Demonstration mobilisieren. Jedoch ist bei 
solchen Aktionseinheiten die Zahl der Teilnehmer 
wichtig. Unsere Stimmen gingen in den Massen der 
Grünen unter. Auch hier haben wir nicht beizei- 
ten gehandelt, Nachdem der Zeitpunkt der Demo 
feststand, haben wir erst unnötigerweise eine 
Woche gewartet, bis die gemeinsame Plattform ge- 
druckt vorlag. Dies verhinderte mit, daß wir 
breite Massen für die Demonstration mobilisier- 
ten. Die 200 Freunde, die wir trotzdem mobili- 
sieren konnten, waren für unsere Verhältnisse 
sehr wenig. Man hatte zwar angekündigt, daß eine 
Demonstration stattfinden würde, und dazu auf- 
gerufen, sich dafür vorzubereiten. Das war aber 
auch alles. Dies zeigt, daß man der Demonstra- 
tion nicht genügend Bedeutung beigemessen hat. 
In dieser Hinsicht hatten alle Organisationen 
ausser GUAFS ein noch schlechteres Ergebnis 
vorzuweisen als wir. Obwohl der ATIF ev, über 
mehr Kräfte als wir verfügt, mobilisierten sie 
nur genauso viele Personen wie wir; DHB dagegen, 
die auch eine größere Anhängerschaft als wir ha- 
ben, mobilisierten nur einen Bruchteil ihrer 
Massen. von Fight Back und Wahrheit Siegen sahen 
wir überhaupt keine Teilnehmer, Auch Peykar hat- 
te nur geringe Massen mobilisiert. Dies war sin 
weiterer negativer Aspekt der Demo. 


während der Demonstration forderten uns Freunde 
der GUAFS auf, die Transparente mit den Porträts 
der klassiker herunterzunehmen, Sie begründeten 
dies damit, daß sie eine Massenorganisation und 
daß dte Demo eine Massendemonstration sei, daß 
die Transparente, die im revolutionären Block , 
mitgeführt werden, auch für sie bindend seien, 
und manche Freunde in ihren Reihen würden vor 
diesen Transparenten zurückschrecken und würden 
eventuell die Demonstration verlassen. Eine sol- 
che Forderung konnten wir nicht akzeptieren, Wir 
sind eine Organisation, die der Auffassung ist, 
daß sich solche antiimperialistischen Demonstr. 
tionen nicht gegen den Kommunismus, sondern ge- 
gen den Faschismus und die Reaktion richten, Das 
war ein Problem, das unser Verhalten zu GUAFS 
beeinfluäte, Außerdem kan es während der Demo 
auch zu einigen anderen Zwischenfällen, die es 
eigentlich zwischen revolutionären Organisatio- 
nen nicht geben darf. 


Wir rufen alle Freunde auf, über dieses Thema zu 
diskutieren. 


Es lebe unser reyolutionärer Kampf ! 
Im Namen der ATIF/YK Der Vorsitzende 


rin die Grüne: 


ANMERKUNGEN DER REDAKTION 


Wir halten im wesentlichen die Po- 
sition des "antiimperialistischen 
Komitees/Frankfurt" (wir druckten 
sie in der Nr.l1O der "Türkei im 
Kampf" ab) und von "Gegen die Strö- 
mung", wie sie hier dokumentiert 
wurde, für richtig. Auch wir sind, 
der Ansicht, daß man bei dieser 
Demonstration vor allem Dingen eine 
Entlarvung der falschen Positio- 
nen der "Grünen" hätte leisten und 
eine eigene revolutionäre Demon- 
stration organisieren müssen. 


In den Diskussionen wurde noch als 
ein Gegenargument vorgebracht, daß 
GDS und das antiimperialistische 
Komitee mit ihrer Stellungnahme es 
prinzipiell ablehnen, an einer Demo 
der Grünen teilzunehmen. Wir ver- 
stehen ihre Positionen nicht so, 

der Leser kann sich ja auch selbst 
davon überzeugen. Unserer Meinung 
nach, geht und ging es bei der gan- 
zen Diskussion um die Frage der 
Beteiligung oder nicht Beteiligung 
eben an dieser Demonstration, mit 
eben diesem programmatischen Grund- 
lagen der "Grünen". In einem anderen 
Falle kann es durchaus legitim sein, 
sich an einer Demo der "Grünen", 
wenn gleich sicherlich auch mit 
Kritik, zu beteiligen. 


Ebensowenig würden wir es für rich- 
tig halten, es prinzipiell auszu- 
schließen,daß man als revolutionä- 
rer Block sich an der Anti-Breschn 
new-Demo beteiligt. Bei den Organi- 
sationen wie GUAFS, wAhrheit/Siegen 
etc. war jedoch ganz klar, daß sie 
unter "revolutionärem Block" sowohl 
praktisch als auch politisch keine 
OPPOSITION zur Grünen-Demo ver- 
standen. Das ist der springende 


Punkt. 
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LESERBRIEFE 
UND LESERKRITIKEN 


Nachfolgenden Briefwechsel zwischen 
dem Türkei-Komitee/Konstanz und 
uns veröffentlichen wir aus mehre- 
ren Gründen: 


= Zunächst wird über den Fall ei- 
ner Ausweisung gegen einen Anti- 
fasehisten aus der Türkei berich- 
tet und zur Solidarisierung aufge- 
rufen.» Falls-Leser der "Türkei im 
Kampf" über ähnliche Fälle nä- 
heresi wissen, sollten sie sich 
doch am besten gleich mit dem Tür- 
kei-Komitee Konstanz in Verbindung 
setzen. Ebenso falls sie in ihren 
Arbeitsbereichen Protestresolutio- 
nen gegen die Ausweisung verab- 
schieden lassen können, sollten 
sie direkt zugesandt werden. Die 
Adresse: Türkei-Komitee e/o ESG 
Höhenweg 43 7750 KONSTANZ. 


- Darüberhinaus werden in dem 
Brief Fragen der Aktionseinheit 
der Revolutionäre und Antifaschi- 
sten angesprochen, die uns auch 
für unsere Leser sehr informativ 
und interessant erscheinen. 


Liebe Freunde, 


Vor.einer Woche erfuhren wir, oa Hesan bgütel, 
einer der Angeklagten Im “Hechinger Türken- 
proze”, jetzt ausgemiesun werden soll. Ihr habt 
seinerzeit ja über den Proze berichtet. 


Um Hasan: zu unterstützen (Er hat natürlich Wider: 
spruch eingelegt und wird gegen die Ausweisung 
prozessieren), sammeln wir in unserer Region Un- 
terschriften unter die beigelegte Protesterklä- 
rung. Ausserdem hat am 25.11, die Vollversamm- 
lung der Studenten an der Universität Konstanz 
800 Teinehmer) bei einer Gegenstinme gegen die 
usweisung protestiert. 


Die offensichtliche Anordnung der Ausweisung 
dureh das Innenministerium läßt uns vermuten, 
daß.hier demonstrativ der Kampf gegen Linke aus 
der Türkei in der BRD, der ja Teil der "Türkei- 
Hilfe" ist, trotz zunehmender öffentlicher 
Kritik an der Junta weitergeführt werden soll. 
Es ist auch möglich, daß mit dieser Ausweisung 
das Innenministerium de: wDU-Landes Ba-WU eine 
harte Linie gegen linke Ausländer dokumentieren 
will, was sich einreihte in die Versuche der CDU, 
den Deutschen Ihre Regierungsalternative darzu- 
stellen, Wir wissen, daß in Da-Wü wegen dersel- 
ben Angelegenheit noch weitere Ausweisungen aus- 
gesprochen worden sind, ohne daß wir zu den Be- 
troffenen Kontakt haben. Ober andere Bundeslän- 
der wissen wir diesbezüglich nichts. 


Wir halten die Ausweisung also für einen Akt 
des politischen Kalkuls höherer Instanzen. In 
diesem Fall können wir aber mit unserer Unter- 
schräftensammlung nicht besonders viel ausrich- 
ten. Es muß aber in diesem Fall noch mehr Aus- 
wesiungen geben. Für uns ist deshalb von Be~ 
deutung, einen überblick über die angeordneten 
oder bereits geschehenen Ausweisungen von Linken 
aus der Türkei aus der BRD zu erhalten. Falls 
nöti9,wollen wir auch der Solidaritätsbewegung 
vorsenlagen, gemeinsam gegen die politischen 
Ausweisungen vorzugehen. Es kann natürlich sein, 
daß es so ein Vorgehen langst gibt, wir aber da- 
von nichts mitbekommen haben... 


Inr werdet sicher zustinmen, daß eine gemeins; 
Verteidigung von Ausweisung bedrohter Türken 
und Kurden verschiedener linker Strömungen durch 
zahlreiche Organisationen mehr Aussicht auf Er- 
folg versprichtyals wenn jede Gruppe nui die 
"eigenen" Falle veröffentlicht. Die Stimmung 
innerhalb der Turkei-Solidaritat ist auch für 
Einheitsaktionen zu einzelnen, alle betreffenden 
Fragen günstig.Die Verteidigung von durch Aus- 
weisung bedrohten Freunden ist nämlich eine 
Sache, in der auch bei unterschiedlichen Mei- 
nungen bzgl. des Charakters der Junta und zum 
Vorgehen der Behorden (nur "Zusammenarbeit mit 
Junta" oder "Teil der Turkei-Hilfe") gemeinsam 
Jehandult werden kann; vordringliches Ziel Ist 
es, die Leute vor dem Zugriff der Junta (d.h. 
vor. Folter, Gefängnis,Mord) zu retten. 


Wir müssen deshalb überlegen, ob eine sofortige 
Veröffentlichung in der TIK zweckmäßig ist. Es 
kann sein. daß dadurch die Chancen auf ein Zur 
sammengehen mit anderen linken Organisationen 
erschwert werden, da diece tofari abwinken 


wir können hierzu wegen unserer geringen kennt- 
nis der Gesamtheit der westdeutschen Turkei-So- 
1idaritäst keine prözise Einschätzung liefern. 
Unsere Bedenken-mögen zu-Unrecht bestehen. Kir 
wissen jedoch, daß wichtige Gruppen gegenüber 


ö 


ATIF und Bolzevik Partizen starke Zweifel haben, 
ob die letzteren ehrlich für eine Aktionsein- 
einheitspolitik arbeiten (z.B. wegen der Parolen, 
die auf der Duisburger Demo von Bolzevik Parti- 
zan-getragen wurden und die sich 2.T. gegen an- 
dere Teilnehmer richteten.) Diese Bedenken soll- 
ten keine neue Stärkung erhalten. 


Es sei Euch natürlich nicht genommen, bei einer 
anderen Einschätzung auch sofort über Hasans 
Ausweisung zu berichten, 
Mit solidarischen 
Grüßen 


ANTWORT DEB.BEDASTION 


Werte Freunde, 
Zunächst entschuldigt bitte unsere etwas ver- 
spätete Antwort auf Euer Schreiben vom 29,11., 
Aber wir hatten eine Redaktionspause und kön- 
nen erst jetzt Euren Brief beantworten, 


Wir stimmen Euch voll zu, daß gegen die Auswei- | 
Sungsandrohung gegen Hasan Ù. unbedingt gemein- 
Sam mit anderen Antifaschisten etwas unternom- 
men werden mus. Allerdings haben wir sowohl Wai 
die Mittel, als auch die Einschätzung der For 
men der Aktionseinheit angeht, andere Vorstel- 
lungen als ihr. Das aber nur vorneweg, wir kom- 
men noch mal darauf zu rück. 


Die Feststellung von Euch, dab es sich bei der 
Ausweisung nicht um einen Einzelfall handelt, 
dat dahinter vielmehr die gesamte Verschärfung 
des Vorgehens gegen revolutionäre Ausländer, ins- 
besondere aber auch allgemein gegen Ausländer, 
steckt, teilen wir auch. Wir haben gerade in der 
TIK Nı.11 über diese verschärften Maßnahmen al 
führlich berichtet und die unbedingte Notwendig- 
keit aufgezeigt lle Antifaschisten und 
Antiimperialisten dagegen vorgehen müsse: 

die Einschätzung von Euch einer 'besonde 
Strategie angeht, so meinen wir, gibt es 
Beispiele von SPD-regjerten Ländern bi 
die Bundesregierung selbst, die die gesamten 
Maßnahmen beschlossen hat, auf deren "Rechts- 
grundlage” auch die CDU-Länder nur handeln kön- 
die sich nieht wesentlich unterscheiden, 
sich unterscheidet Ist sjeherlieh die Dema- 
gogle; Schmidt redet von den! Kalle EI Te 
ligon Ausländern", COU-Späth von der "Überfren- 
dung", deren rassistischer Kerngehalt allerdings 
auch gleschbleiht, 


Als direkte Vorgehensweise für Hasan B: ist os 
nach unserer Erfahrung wichtig, sich mit einem 
auf diesem Gebiet gut auskennenden Anwalt in 
Verbindung zu setzen, der in der Lage ist, auch 
andere Präsedenzfälle anzuführen. Beispiele 
gibt's genug, ein sehr bekanntes war die Abschi 
bung mehrerer Arbeiter aus der Türkei nach dem 
Streik bei jamit Nobel in Nürnberg. Problem 
ist allerdings grundsätzlich, daß wie auch in der 
Nummer 11 nachgewiesen wird, sig westdeutschen 
Behörden keine politische Verfolgung in der Tü: 
kei anerkennen, 80 int das bislang wirksamste 
Mittel sicherlich die Heratellung einer breiten 
Öffentlichkeit, 
Als in solchen Fällen wirksame Schritte haben 
sich, unserer Erfahrung nach, erwiesen, zunächst 
eine Pigssekonforenz durch den Anwalt und Hasan 
einzuberufen, Wichtig hierbei ist, daß man sich 
unheimlich dahinter kiempen muß, dan die ver- 
schiedenen Presseberiehterstätter auch kommen, 
d.h, man muß denen persönli; i der unen ptes 
hen. Weiter sollte man unbedingt Amnesty inter- 
national informieren, Wichtig ist natürli: i 
auch festzustellen, ob noch weiteren Angeklagten 
und verurteilten der "Hechinger 
Ausweisung angedroht wurde. (Ube: 
ki n wir Euch, wenn nötig genauer noch infor- 
en): 
Was nun eine su schaffende Aktionseinheit angeht, 
geht, so sind wir ebenso wie Ihr der Auffassung, 
dat ılle revolutionären und Jortashrtki tiehen 
n solche 


müssen, und vorallem durch ein 
Klarstellen der tatsächlichen Verhältnisse in 
der Türkei eine Gegenöffentlichkeit schaffen 
müssen, Unsere Praxis in der TIK ist keineswegs 
die, nur über die politische Verfolgung von Ge 
nossen, die Organisationen angehören, die wir 
für politisch richtig halten, au berichten: Im 
Gegenteil, in etlichen Prozedberiehten, in In: 
formationen über Repressionen ete, haben wir 
'rfolgung von Genossen der untere 

en politischen Organisationen ker 
und haben darüber hinaus auch Berichte 
über Streiks 


richtet 
der verschiedensten Organisatior 
in den Knästen, Aktionen etc, dokumentiert, 


Klar, daß wir die Organisationen alle als rer 
volutionär und antifaschistisch einschätzen. Das 
ist für uns in dieser Hinsicht das einzig ent- 
scheidene Kriterium. (Um nur ein Beispiel anzu- 
führon- wir haben über den Hungers' vaik der Tür- 
kei-Solidaritätskomitees, die Dev.Yol nahestshen 
berichtet.) D.h, heist, wir halten es für unsere 
selbstverständliche Pflicht, gemäß unseren Mög- 
lichkeiten, über die politische Repression sei- 
tens des türkischen oder westdeutschen Staates 
gegen Revolutionäre au ınfarmieren und Möglich- 
keiten der Unterstützung aufauaeigen, 


Diese uneingeschränkte Solidarität heißt aber 
für uns nicht, daß wir keinerlei Kritik an 
revolutionären politischen Organisationen 
anbringen dürfen. In Gegenteil, wır halten es 
fir eine Pflicht für jeden Revolutionär, zu zur 
Debatte stehenden Fragen, wie 2.3. die Ein- 
schätzung der türkischen Junta oder die "Turkei- 
Hilfe* (Ihr führt diese Beispiele an), offen 

F = mina 2 


begründen sowie andere ihm falsch erscheinende 
Thesen zu kritisieren. N 

Wir sind doch keine bürgerlichen Diplomaten, 

die sich gegenseitig auf die Schultern klopfen 
und hinter vorgehaltener Hand über sich los- 
ziehen. Wir meinen, im Streit umd im Kampf 

über eine so lebenswichtige Fragen,wie dem rich- 
tigen Weg zum Kampf gegen imperialistische Aus- 
beutung, Unterdrückung und Knechtung, müssen 
die Revolutionäre sich ganz klar voneinander 
abgrenzen, auch um sich zu vereinigen. Zur Frage 
der bei Euch angeschnittenen Aktioneinheit 
halten wir Euer Rangehen für grundfalsch. 


Zunächst, wieso kann eine Veröffentlichung der 
Ausweisungsandrohung gegen Hasan Ü. andere Orga- 
nisationen von einer Aktionseinheit abhalten ? 
Wenn dem so ist dann ist doch wohl klar, daß es 
sich um bornierte Gruppeninteressen handelt, die 
total falsch sind und von denen man sich nicht 
beeindrucken lassen sollte. Entweder es geht ei- 
ner Organisation um Solidarität mit Hasan Ù. und 
dann wird sie die ausdrücken, egal ob in dieser 
oder jener Zeitung bereits über diesen Fall et- 
was stand oder nicht, oder es geht ihr um was 
anderes, Und wenn dem so ist, dann sollte man 
sich von solch einer falschen Haltung nicht be- 
eindrucken lassen, sondern sie aktiv kritisie- 
zen. x 
Euer, unserer Meinung nach, falsches Verständnis 
von Aktionseinheiten zeigt sich im folgenden, 
äls ziemlich diffamierenden Abschnitt Eures 
Briefes: 


" Wir wissen jedoch, daß wichtige Gruppen gegen- 
über ATIF und Bolsevik Partizan starke Zwei 
haben, ob die letzteren ehrlich für Ak 
tionseinhe: litik arbeiten (z.B. wegen der 
Parolen, die auf der Duisburger Demo von Bol- 
sevik Partizan getragen wurden und die sich ge- 
gen andere Teilnehmer richteten) ," 


Abgesehen davon, daß wir uns nicht vorstellen 
können,um welche Parolen es sich handelte (viel- 
leicht "Nieder mit dem westdeutschen Imperia- 
lismus!", die richtete sich sicherlich und mit 
Recht gegen "Teilnehmer der Demo" wie den SPD- 
Abgeordneten Coppik), haltet ihr offenbar die 
Grundlage für eine Aktionseinheit, Einhnis 

der Aktion - Freiheit der Propaganda und Agt- 
telony wie so viele andere Gruppierungen Suak 
ür falsch 


(nebenbei bemerkt gab es, unserer Information 
auf dieser Demo gar keine Aktionseinheit 

‚hen ATIF und Bolşevik Partizan mit den an- 
deren Organisationen, Da sich die anderen Orga: 
nisationen dem erpresserischen Diktat von Pi 

tizan beugten, auf keinen Fall mit ATIF ode: 
Bolşevik Partizan etwas zusammenzumachen, Das 


halten wir z.B. für ein absolut schädliches Vor- 
gehen.) 

Wir halten es für völlig unsinnig, das man eine 
Aktionseinheit eingeht, mit einer Gemeinsamen 


EEE 


Standpunkte, Kritiken an anderen Organisationen 
zu Mußern, Damit will man das Bild einer "geein- 
ten Linken" vorspiegeln, die es in Wirklichkeit 
gar nicht gibt. 


Es ist daher richtig, sich in der Aktion zu ei 
nigen, aber gleichzeitig in der Propaganda 
zulegen, warum es sich eben um unterschiedliche 
Organisationen, mit unterschiedlichen Positionen 
und Bewertungen handelt. Und wir halten für 
eine ehrliche, weil offene Herangehensweise an 


die Aktionseinheit. 


Nun noch zu einer Frage der Mittel des Kampfi 
gegen Hasans Ausweisung. - Die Unterschriften- 
sammlung, Wir halten dieses Mittel für stunpf 
und unbrauchbar. Sicherlich soll man auch 
die jeaaen möglichkeiten des demokratischen 
kanpfes nutzen: Nur in diesem Punkt nutzt die- 
Nittel meht den Herrschenden als uns. Ins- 
za für Ausländische Kollegen hat sich ge- 
aan ei: terschrift unter eine politi- 
1ärung zu Verweigerungen von 
Aufenthaltsgenehmigungen etc, geführt hat. Ver- 
gleicht man das mit der Effektivität dieser Un- 
terschriftensamnlung, steht das unserer Meinung 
nach in keinem Verhältnis. Zuden ist es ein 
Mitte}, Gen In keinster Weise nobilis sch 
BEET IE BIME Fache einruntnen. ian pister 
seine yreeheoritt ash, fertig und damit hat 
man seinem politischen Anspruch genüge getan - 
Cani kaun Viel effektiver And naEltlsiktender 
sind Aktionen, die zum aktiven eigenen Eingrei- 
fen auffordern, wie Versammlungen, Meetings auf ' 
Straßen etc. 


Wir möchten Euch bitten, unsere Kritik als das 
zu verstehen,was sie ist, eine solidarische, 

dig aber offen die uns falsch erscheinenden 
Haltungen kritisiert, 

Über die weiteren Aktionen gegen die Ausi ung 
von nasan b; Ria ER HERE AE SEE 
heiten etc, hoffen wir, daß Ihr uns unterrich- 
tet, Wir werden darüber berichten, Wenn Ihr in 
’raktischer Hinsicht noch Unterstützung braucht, 
ast es uns bitte wissen, 


Mit revolutionären Grüßen fiip die Redaktion 
Linke 


P.S. Wir werden Euch demnächst eine solche 
Bürherliste zukommen lassen. 


CZSEREIEEEEI 


KAMPF GEGEN FLUGHAFENPROJEKT SANRIZUKA, JAPAN: 
POSITIVES BEISPIEL REVOLUTIONÄRER MASSENGEWALT 


Seit mehr als 15 Jahren wird der Kampf 
gegen die geplante Startbahn 18 West ge- 
führt. Im Laufe der Zeit ist eine breite 
Bürgerbewegung entstanden, der Wider- 
stand hat sich verstärkt. Zunächst ver- 
chten Einzelne, später dann Klagegemein- 
schaften juristisch ger den Bau der 
Startbahn vorzugehen. Seit ca. zwei Jah- 
ren, seitdem klar ist, daß durch juri 
tische Mittel nichts zu erreichen ist, 
wurden verschiedene Formen des Wider- 
standes entwickelt. Große Teile der Be- 
völkerung_organisierten sich in Bürger- 
inftiativen und Arbeitsgemeinschaften. 
Neben originellen Aktionen, tratio- 
nen, Baumpatenschaften, Verkauf von Hüt- 
tenbausteinen für ein Freundschaftshaus, 
Hungerstreiks usw, waren die Startbahn- 
gegner bald bereit auch "illeg: Aktio- 
nen durchzuführen, wie die Errichtung des 
Hüttendorfes auf dem Baugelände ünd 
spätere Platzbesetzung des ersten Bauab- 
schnittes. 


DIE WINDIGEN ARGUMENTE DER FAG 
UND DIE REALITÄT DES STARTBAHNBAUS 


Mit der geplanten Startbahn 18 West soll 
für den Frankfurter Flughafen eine dritte 
Bahn gebaut werden. 

Nach Meinung der FAG (Beteiligte: Bund, 
Land Hessen, Stadt Frankfurt/M) ist der 
Bau vor allem notwendig zur: 

- Schaffung und Erhalt von Arbeitsplätzen 
- Kapazitäfserweiterung um im internatio- 
nalen Maßstab konkurrenzfähig zu hlgi- 

ben, 
Ausgangspunkt für den Widerstand der Be- 
völkerung waren zunächst die Folgen des 
Startbahnbaus: riesige Waldverluste, Grund- 
wasserabsenkung, Luftverschmutzung, Lärm- 
belästigung, totaler Verlust des letzten 
großen Naherholungsgebietes im südlichen 
Rhein-Main-Gebiet, erhöhte Gefährdung der 
Gesundheit. 


Das Argument von der FAG, durch die Start- 
bahn werden neue Arbeitsplätze geschaffen. 
ist leicht zu widerlegen. (s.Kasten). 
Spekuliert wird dabei auf die Angst der 
Bevölkerung um ihren Arbeitsplatz. Mit dem 
Argument der Arbeitsplatzbeschaffung, das 
lehrt uns unsere Geschichte, kann man den 
Bau verschiedenster Projekte begründen! 

- Hitler baute die Autobahn. ` ** 

- Heute wird die Starthahn gebaut, 

Klar gesagt, ist der Bau der Startbahn 
ein Teil von Kriegsvorbereitungeni 


Alle noch so "fachlich, qualifiziert 
wirtschaftlichen" Aussagen der FAG sind 
nicht stichhaltig, sie gaukeln der Be- 
völkerung angebliche Sorge um ihere öko- 
nomische Sicherheit vor. Tatsächlich sind- 
sie an der Erhöhung ihrer Profite inter- 
ressiert. Der ausschlaggebende Grund aber 
für die dritte Startbahn ist deren mili- 
tärische Nutzung. 


Daß Flugzeuge nicht nur Waren und 2ivilis- 
ten transportieren, sondern einer der 
wichtigsten Waffen-und Soldatenträger sind 


das ist nicht nur allgemein bekannt, son- 
dern das kann jeder auch im Frankfurter 
Flughafen beobachten. Hier ist ein ri: 
siges Kontingent amerikanischer Bomber 
und sonstiger militärischer Maschinen zu 
finden. Durch die Diskussion dieses Punk- 
tes gewinnt der Kampf der Startbahngegner 
eine neue, sehr wichtige Dimension. 


EIN PROJEKT DER KRIEGSVORBEREITUNG 
AUCH’ DES 


WESTDEUTSCHEN IMPERIALISMUS 


Das Verständnis, daß es um viel mehr als 
um ein riesiges Waldgebiet geht, das 
nicht nur um ein lokales oder siso! 
Problem geht, sondern um ein zentrales Ob- 
jekt dieses imperialistischen Staatsappa- 
rates in Westdeutschland macht klar, das 
der Kampf gegen diese Startbahn auch mit 
aller Härte geführt werden muß. 


In der Argumentation der meisten Starte 
bahngegner ist allerdings nur klar, das 
die USA-Imperialisten aur Unterdrückung 
anderer Välker und zur Kriegsvorbereitung 
diese Startbahn brauchen. Den wenigsten 
ist bewußt, daß die Startbahn, wie auch 
die heute noch vorwiegend zivil genutaten 
Flughäfen morgen militärische Basen der 
Bundeswehr, Schaltstellen der Angriffe auf 
andere Völker durch den westdeutschen Im- 
perialismus sein werden, Die einst von 
Hitler se "gemeinnützig zur Arbeits- 


STARTBAHN-WEST: KRIECHERISCHES VERHALTEN 
GEGENÜBER DEM STAATSAPPARAT DEMORALISIERT 
DIE BEWEGUNG 


platzbeschaffung" gebauten Autobahnen wur- 
den nur weniger Jahre später als Panzer- 
straßen benutzt. 


Nicht wie einst Hitler und heute Börner 
und Co(unterstützt von ihrem Friedensengel 
Willy Brand) behaupten werden durch den 
Bau von Autobahnen und Startbahnen Arbgits- 
plätze geschaffen, sondern die Kriegsvorbe- 
reitungen und der Krieg erhöhenrdfe Maxi- > 
malprofite der Monopole! 


Die Tatsachen zeigen, daß die westdeutschen 
Monopole, die schon zur Zeit Hitlers die 
Drahtzieher der Eroberungskriege waren, 
heute bereits wieder den westdeutschen 
Staat als gepanzerte Faust gegen die Völ- 
ker ausgebaut haben und weiter ausbauen. 
Westdeutschland ist - und darauf sind Po- 
litiker aller Schattierungen von Strauß 
bis Schmidt sehr stolz - nicht einfach ein 
kapitalistisches Land, sondern neben der 
USA, der Sowjetunion, Japan, Frankreich 
und anderen bereits wieder eine Großmacht. 


Das der westdeutsche Imperialismus 

nicht mehr einfach nur Werkzeug der USA 
ist, sondern dessen Konkurrent der mit 
ihm um Einflußsphären streitet, zeigt der 
Militärputsch in der Türkei und die unter» 
schiedliche "Einschätzung" der Lage in 

El Salvador. Das ist nicht Ausdruck der 
Friedensliebe der westdeutschen Imperial- 
isten, sondern Ausdruck der Tatsache, daß 
der westdeutsche Imperialismus als imperi- 
alistische Großmacht mit den USA um Ein- 
flußsphären streitet - heute noch nicht 
militärisch. 


AUF EINEM AUGE, GEGENÜBER EINEM 
IMPERIALISMUS BLIND! 


Es ist sehr gut und sehr richtig, wenn die 
Startbahngegner die Rolle der Startbahn 
als Instrument der Kriegsvorbereitung ent- 
larven. Falsch ist es aber, wenn bei der 
Kriegsvorbereitung nicht die Vorbereitung- 
en des eigenen, des westdeutschen Staates 
angeprangert werden. Es besteht die Ge- 
fahr, daß der berechtigte Kampf gegen die 
USA nicht für die Völker der Welt durch- 
geführt wird, sondern daß erfahrene Poli- 
tiker sich ins grüne- linke Lager begeben, 
den Protest kanalisieren in einen Protest 
gegen die USA für die Profite und eigen- 
Ständigen Kriegsvorbereitungen der west- 
deutschen Monopole! 


In der Propaganda gegen den USA- Inperia- 
lismus tut sich besonders die DKP hervor. 
Sie betreibt diese nicht im Interresse 

der Völker, sondern für einen anderen 
Imperialismus, nämlich den sowjetischen 
Sozıulimperialismus. So begrüßen sie bei- 
spielsweise den Einmarsch der sowjetischen 
Truppen in Afghanistan und damit den Ein- 
satz von Giftgasen, Napalmbomben und 
faschistischen Terror gegen die Arbeiter 
und armen Bauern in Afghanistan. 

Bei der Durchführung von Widerstandsaktio- 
nen wurde der Bevölkerung sehr schnell 
klar, daa es mit der vielgepriesenen Demo- 
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kratie in Westdeutschland nicht weit her 
ist, daß alle Machtmittel und Pläne be- 
reit sind, die demokratische Maske fallen 
zulassen, daß sich die Demokratie als 
Demokratie der Banken, Konzerne und Kapi- 
talisten zeigt. 


KEINE ILLUSIONEN ÜBER DIE 
DEMOKRATIE DER BANKEN UND KONZERNE! 


Die Tatsache, daß es in der hessischen 
Verfassung die Möglichkeit des Volksbe- 
gehrens gibt, erweist sich als bloße Au- 
genwischerei. Tatsache ist, daß hier in 
Hessen ein riesiges Projekt wie die Start- 
bahn mit allen Mitteln von seiten der Re- 
gierung durchgesetzt wird. Klar ist, daß 
hierüber die hessischen Bürger durch das 
Volksbegehren zu entscheiden haben müßten. 
Mit der Kampagne zur Durchführung des 
Volksbegehrens wird aber nicht nur die 
Pseudodemokratie in Westdeutschland ent- 
larvt. vielmehr wird vor allem von seiten 
der Grünen und der DKP mit dieser Kampag- 
ne auch die Illussion geschürt, als sei 
im Parlament in Wiesbaden zeitweilig die 
Demokratie irgendwie abhanden gekommem 
und es gelte sie nun wiederzufinden und 
wieder zu installieren. Das ist eine ge- 
fährliche Illussion, weil man so tut, als 
wäre “unsere"Demokratie eine Demokratie 
des Volkes, die man nur richtig anwen- 
den müßte. 


Besonders die Grünen, die sich den fort- 
schrittlichen Jugendlichen als Alternati- 
ve zu den Bonner Parteien anbietet, igno- 
riert völlig, das es nach wie vor zwei 
Klassen gibt mit unversöhnlichen Interres- 
sen. Sie ignorieren dabei völlig, daß die 
geschichtliche Erfahrung zeigt, dat die 
Herrschenden niemals ihre Macht freiwillig 
abgeben, sie werden dies.immer durch ihren 
Machtapparat (Armee, Polizei) zu verhindern 
suchen. 


Dadurch, das die Grünen dieser Staatsge- 
walt ihre Propaganda des gewaltfreien Wi- 
derstandes entgegenstellen zeigt,das sie 
diesen herrschenden Staatsapparat im Prin- 
zip nicht in Frage stellen, daß sie ihn 
sıch nur "menschlicher und friedliebender" 
wünschen. 


Eine andere Tatsache ist auch, daß sich der 
Staat an seine selbstgemachten Gesetze nicht 
hält, was die Räumung des Hüttendorfes ge- 
zeigt hat - die Frage der Zulässigkeit des 
Volksbegehrens wurde erst garnicht abge- 
wartet. 


Das ist nicht etwa ein hessischer Ausrut- 
scher, das wird auch in der anderen Bun- 
desländern praktiziert, wie das die Mas- 
senverhaftungen - und Anklagen in Nürn- 
berg gezeigt haben. Selbst bürgerliche 
Juristen sind über solche Vorgänge besorgt, 
bedrohen sie doch "unsere bürgerliche 
Demokratie". 


Um dieses Vorgehen zu rechtfertigen, ma- 


chen die Herren Börner, GriesäCo die sich 
wehrenden Bürger zu Kriminellen, Chaoten 
und Assozialen - in ihrer Infamie ver- 
steigen sie sich sogar dazu die Startbahn- 
gegner mit den Nazis gleichzusetzen - de- 
ren Angriffe auf die Demokratie energisch 
bekämpft werden müssen! 


STAATSTERROR 


Zu welchen Mittel der Staat greift, wenn 
er die Durchsetzung seiner Interressen ge- 
fährdet sieht, zeigen die brutalen Polizei- 
einsätze, die militärisch organisierten 
Operationen mit dem Einsatz des Bundes- 
grenzschutzes, dem Einsatz von Gas und 
Blendgranaten( die sich schon in Mogadi- 
schu bewährt haben). 


Als Beispiel zu welchen bestialischen Ein- 
sätzen die Polizei fähig ist, zeigt das 
Beispiel in Ffm in der Rohrbachstraße, in 
der Nacht vom 3. auf 4. November. 


Ein Augenzeuge berichtet: 
Um 0.30 in der Nacht zum 4.11. hörte ich 
eine Menschengruppe in der Rohrbachstrase. 
Vom Fenster aus sah ich einen Demonstra- 
tionszug vorbeiziehen, etwa 4oo Menschen. 
völlig überraschend stürmte aus der Martin- 
Luther-Str. eine große Gruppe knüppel- 
schwingender Polizisten auf die Demonstran- 
ten zu und schlugen hemmungslos auf sie ein. 
Ich sah viele Menschen unter den Knüppel- 
kanonaden zusammenbrechen. Trotzdem schlu- 
gen die Polizisten weiter auf sie ein. Ich 
sah auch. daß eine Gruppe von etwa 30 
Menschen von Polizisten eingekesselt und 
systematisch zusammengeschlagen wurde und 
daß Polizisten Männer und Frauen, die sich 
in Hauseingänge und Einfahrten flüchteten, 
verfolgten und dann weiter auf sie ein- . 
schlugen. Die ganze Straße war erfüllt 

von panischem Angst-und Schmerzgeschrei, 
das ich jetzt noch in den Ohren habe.Nach 
etwa 15 Min. blieben ettliche Verletzte- 
zum Teil bewegungsunfähig- am Boden zu- 
rück." 


Sin unbeteiligter Autofahrer berichtet: 
"Auf dem Boden lag ein Schwerverletzter 
schon in einer Lache von Blut,das aus 
einer Kopfwunde tropfte. Eine weinende 
Frau hielt den Kopf des offensichtlich be- 
wußtlosen Mannes. Ich ging zu Polizisten, 
die in der Nähe standen und bat sie, über 
Funk einen Krankenwagen und Notarzt zu 
rufen. Die Antwort des Polizisten:"Für 
euch gibt es heute keine Hilfe!" Auf mei- 
ne dringende, wiederholte Bitte und den 
Hinweis, daß ein Mensch verbluten könnte, 
drohten die Polizisten nur mit ihren 
Schlagstöcken und drehten sich weg." 


Besonders ältere Leute errinnern sich bei 
diesen Methoden mit Schrecken an Methoden 
der SA und SS während des Hitlerfaschismus. 


EINE LEHRE 


Die Lehren aus den Auseinandersetzungen 
um den Bau der Startbahn 18 West werden 


dann positiv sein, wenn erkannt wird, daß 
man dem grünen gewaltfreien Geschwätz kei- 
nen Glauben schenken darf, wenn man er- 
kennt, daß der staatlichen Gewalt zumin- 
dest die gleichen Mittel entgegengesetzt 
werden müssen. 


Um zu verhindern, daß der kämpferische 
Teil der Bewegung resigniert oder andere 
Teile sich von der Illussion des Parlamen- 
tarismus einfangen lassen, muß entgegen 
der grünen "Alternative" eine kämpferische 
Perspektive für demokratische Kämpfe ent- 
wickelt werden. 


Jedoch ein wirklich dauerhafter Wider- 
stand, der es auch versteht Niederlagen 
zu verkraften, muß planvoll auf lange 
Sicht der organisierten Staatsgewalt die 
organisierte revolutionäre Gewalt entge- 
gensetzen. 


ARBEITSPLATZBESCHAFFUNG 


Schon die bisherigen Prognosen der FAG 
haben sich als-falsch erwiesen. Für 


+ 


1979 wurden 32391, für Ende 1980 37000 
Arbeitsplätze vorrausgesagt. Die Reali- 
tät hinkte hinterher; 1979 waren es 
tatsächlich 30828, Ende 1980 3looo Ar- 
beitsplätze. Selbst die FAG mußte zu- 
geben, daß der Rückgang der Fluggast- 
zahlen seit April 1980 zu einem Rück- 
gang der Arbeitsplätze führte. 
Außerdem drohen angesichts der hohen 
Investitionskosten durch die Startbahn 
West den Fluggesellschaften Landege- 
bühren bis zu 7ooo DM, die nur durch 
verstärkte Rationalisierung einzu- 
holen sind. Rationalisierung bedeutet 
nicht nur Einsatz von mehr Großraum- 
flugzeugen, das heißt auch Arbeits- 
plätzvernichtung. 


politischer 


chilenischer Parteien 


in Paris 


Der im folgenden abgedruckte Artikel ist der 
chilenischen Zeitschrift A.N.CH:A. (Agencia Noti- 
ciosa Chilena Antifascista) entnommen. Er ist 
auf den Monat genau ein Jahr alt. Wir haben uns 
trotzdem entschieden, ihn unseren Lesern zugänglich 
zu machen, da er nicht Tagesereignisse zum Inhalt 
hat, sondern ein - wenn auch £lüchtiges - Meinungs- 
bild der verschiedenen Organisationen des Wider- 
stands zu grundlegenden Fragen der chilenischen 
Revolution gibt. Deshalb hat er nach einem Jahr 
nichts an Informationsgehalt eingebüßt. Als Be- 
ginn einer Berichterstattung über Chile und die 
chilenische revolutionäre wollen wir den 
Artikel zunächst so stehen lassen, ohne bereits 
unsere eigenen Meinungen, Positionen, und damit 
een auch kritischen Einschätz 

eg 


darzulegen, Dazu is! Voraussetzung, umfas- 
Sonderen kavet EET ir Eiere un Upin iCh 20. 


Serie von Konferenzen 


machen. Diesbetreffend aber gleich eine Schwierig- 
keit: die ANCHA hat nach unseren Informationen 
seit einiger Zeit ihr Erscheinen in französischer 

englischer Übersetzung eingestellt, und so 
steht uns.mur noch die Ausgabe zur Ver- 
fign. Da wir keine Kräfte haben, die über aus- 
reichend tħisse verfügen, wird eine 
einigermaßen aktuelle Berichterstattung über 
Chile entscheidend ‘davon » ob sich Freun- 
de finden werden, die uns auf diesem Gebiet unter- 
stützen möchten. Wir bitten, -sich an die Reaktion 
der TÜRKEI IM KAMPF zu wenden. 


(Übersetzung aus: ANCHA Nr. 59, Januar 1981) 


Während der Monate Oktober und November hat das 
"Solidaritätskomitee mit dem chilenischen Volk" in 
Paris eine interessante Reihe von Konferenz-Debat- 


a ten abgehalten, angeregt durch die Vertreter mehr- 1 


erer politischer, chilenischer Parteien der Opposi- 


tion, Zum Zeitpunkt des Umbruchs dieser Numer hat- 
ten folgende Parteien daran teilgenommen: MIR (Be- 
wegung der revolutionären Linken, Revolutionäre 
Kommunistische Partei Chiles (PCR), Sozialistische 
Partei Chiles (Sektion von Carlos Altamirano), So- 
zialistische Partei (Nationale Koordination der Re- 
gionen - COPOL), Christliche Linke, MAPU, MAPU - 
Partei der Arbeiter, Sozialistische Partei (Nati 
nale Koordination der Regionen - CNR). Diese Kon- 
ferenzen haben viel dazu beigetragen, die Positip- 
nen der verschiedenen Parteien kennenzulernen, 
stimmte Fragestellungen unter den Exilierten zu 
klären, Punkte der Einheit zwischen den verschie- 
denen Örganisationen festzustellen, und die Diffe- 
renzen zu präzisieren. 


I - DAS PROBLEM DER EINHEIT 
UND DIE POLITIK DES BÜNDNISSES 


Diese Frage war eine der am meisten debattieren 
im Verlauf der Konferenz. Die MIR hat die Notwend- 
igkeit verfochten, eine breite anti-diktatorische 
Front aufzubauen, die Sektoren der Christ-Demokra- 
tie umfassen solle. Angesichts des Sektierertums 
und der verschiedenen Probleme, die die Er- 

richtung einer solchen Front begleitet haben 
favorisierte die MIR die Schaffung einer bürger- 
lichen Front, die von Personen, die die verschie- 
denen Sektoren der Opposition repräsentieren, ge- 
leitet wird, und durch die sich die Einheit der 
politischen Organisationen realisieren würde. Der 
Vertreter der MIR unterstrich die Notwendigkeit, 
die unabhängige Alternative der Arbeiterklasse vor- 
wärts zu bringen, damit der Übergang zum Sozialis- 
mus garantiert ist; in diesem Sinne hat die MIR 
den Wunsch die Zusammenarbeit mit jenen Sektoren, 
die ähnliche Ziele haben, zu bevorzugen. Solche 
Sektoren sind die MAPU, die Christliche Linke und 
andere. 


Der Vertreter der PCR unterstrich ebenso die Not- 
wendigkeit einer breiten sozialen Front, auf dem 
Arbeiter-Bauern Bündnis basierend und alle sozia- 
len Schichten umfassend, die für eine Mobilisierung 
gegen die Diktatur empfänglich sind. Er signalisier- 
te die Notwendigkeit der Verteidigung der revolutio- 
nären Linie während des Bündnisses mit anderen anti- 
faschistischen Sektoren wie der PC (revisionisti- 
sche KPChiles, Anm.d.TIK-Red.) und der DC (Christ- 
Demokratie, Anın.d. TIK Red.). Er beharrte auf der 
Notwendigkeit und Wichtigkeit einen alternativen 
revolutionären Pol aufzubauen, um die Einheit der 
Revolutionäre zu festigen und um eine proletarische 
Richtung in der Front sicherzustellen. Gleichzeitig 
leistete der Vertreter der PCR eine Selbstkritik, 
dal diese, auf Grund unter anderen ihres Sektierer- 
tums, unfähig gewesen ist, einen solchen Pol aufzu- 
bauen. Die PCR bestand ebenso auf dem Faktum, daß 
die Basis der Einheit das Wichtigste ist und nicht 
die Quantität der Kräfte, die man vereinigen kann. 


Die Sozialistische Partei stellte während der Kon- 
ferenzen die Resolutionen ihres 24. Kongresses, 

der vor kurzem abgehalten wurde, vor. Was das Pro- 
blem der Einheit und der Politik des Bündnisses be- 
trifft, unterstrich die PS die Personifizierung des 
Regimes in Pinochet und die wichtige Tatsache, daß 
die große Mehrheit der Bevölkerung, vom Ex-Präsi- 
denten Frei bis zur ultra-reaktionären Zeitschrift 


"Le Mercurio", ihre Opposition gegen die Junta zum 
Ausdruck bringt. Also missen alle politischen Kräf- 
te des Landes kurzfristige und längfristige Mittel 
vorschlagen, um aus der aktuellen Situation heraus- 
zukommen. In diesem Sinn hat die PS nocheinmal 

die Linie der Front der Arbeiter bejaht, die die 
Hegemonie der Arbeiter unterstützt. Diese Strategie 
schließt taktische Kompromisse mit bürgerlichen 
Kräften nicht aus. Währenddessen schloß der Vertre- 
ter der PS jede Möglichkeit der Teilnahme an einer 
christ-demokratischen Regierung, auch als unter- 
stützende Kraft, aus. Die PS beharrte auf der Not- 
wendigkeit, einen sozialistischen Block aufzubauen. 


Das COPOL der PS (OR) bejahte ebenso erneut die 
Linie der Front der Arbeiter und schlug die Formie- 
rung eines Blocks revolutionäre Politik vor, der 
sich aus den revolutionären Organisationen der chi- 
lenischen Linken zusammensetzen würde, um die Hege- 
monie der Arbeiter im Schoß der Front zu entwickeln. 


Die Christliche Linke (IC) hob angesichts dessen, 
daß sich die Unidad Popular in einem paralysierten 
Zustand befindet, die Notwendigkeit hervor, eine 
neue Dynanik der Einheit zu schaffen. Um dies umzu- 
setzen stellten sie die Notwendigkeit der Schaffung 
der "Sozialistischen Konvergenz" in den Vordergrund, 
eine breite Koordination von Kräften, die eine größ- 
ere Demokratie und den Sozialismis zum Ziel haben. 
Zur aktuellen Stunde existiert ein Verbindungskomi- 
tee, bestehend aus der Christlichen Linken, der 
MAPU und der MOC (MAPU - Arbeiter und Bauern), das 
einen minimalen Plan vorbereiten soll um den Wiger- 
stand dort, wo diese Parteien arbeiten, zu entwick- 
eln und für die internationale Solidarität zu mo- 
bilisieren. Im Innern der "Sozialistischen Konver- 
genz"findet man das Problem der unterschiedlichen 
Einschätzungen der Politik der Kommunistischen Par- 
tei wieder. Die IC bestätigte mit der PC in ver- 
schiedenen Fragen Differenzen zu haben. Dies be- 
trifft nter anderen: Sozialismus und Temokratie, 
Hegemonie der Linken, internationale Politik. Aber 
die "Sozialistische Konvergenz"ist nicht "anti-PC", 
angesichts dessen, daß diese Partei während der ch’ 
chilenischen Revolution notwendig sein wird, Die 

IC hat die Notwendigkeit betont mit der Christ- 
Demokratie zu arbeiten, um die Militanten an die 
Positionen der Linken heranzuführen. 


Die MAPU sprach sich ebenso für die Schaffung einer 


"Sozialistischen Konvergenz" aus und informierte 
über die Abhaltung einer Konferenz in Chile, auf 


der die WC, die MAPU, die IC und die PS (Sektor 
Altamirano) vertreten waren. Die Idee, die die Kon- 
vergenz geboren hat ist, daß es in Chile eine so- 
zialistische und eine kommunistische Strömung gibt. 
Die Konvergenz möchte die Sozialisten vereinigen 
mit dem Ziel, sich besser mit den Kommunisten zu 
verständigen, und um die Einheit der Linken auf 
dieser Basis zu schmieden. Die MPU mißt diesem 
Prozeß eine große Bedeutung bei. Was die DC be- 
trifft denkt die MAPU daß es grundlegend ist, mit 
dieser Partei eine Übereinkunft zu schließen, in 
erster Linie, um die Diktatur zu stürtzen und an 
zweiter Stelle um zu versuchen, einen antikapita- 
listischen Konsens mit wenigstens einem Sektor der 
DC zu entwickeln, Die MAPU begünstigt es in jeder 
Weise einen gemeinsamen Kampf mit der DC zu führen 
dort, wo sie sich befindet. 


Die MPU - Partei der Arbeiter unterstrich die Not- 
wendigkeit, die Einheit an der Basis zu schaffen 
und ‚jene revolutionären Organismen zu entwickeln, 
die die Massen sich selbst geben, vielmehr als ei- 
nen Überbau von oben zu schaffen. Die Einheit muß 
sich im Kampf selbst realisieren und nicht vermit- 
tels Zusammenschlüssen, die dem ersten bedeutenden 
Ansturm nicht widerstehen. 


II - REVOLUTIONÄRE GEWALT UND 
BEWAFFNETER KAMPF 


Alle Parteien gingen von der Notwendigkeit, für den 
STURTZ der Diktatur zu kämpfen, aus, und alle bekun- 
deten den Willen, oder wenigstens die Unvermeidlich- 
keit, auf den bewaffneten Kampf, auf die revolutio- 
näre Gewalt zurückzugreifen. Die MIR legte Rechen- 
schaft über ihre Aktivitäten der bewaffneten Propa- 
ganda ab und erwähnte die Embryos der Volksmilizen, 
die sich entwickeln und die sie selbst auf die Füße 
stellt. Während der Debatte, die auf der Konferenz 
der MIR stattfand,diskutierte man viel über die 
bewaffneten Kampfes: ist nur eine 
tig, gut ausgebildet und be- 
t (These Nr.1), oder die Gewalt der Massen, 
das Y:)k unter Waffen (These Nr. 2). 


Die anderen Parteien, die an der Serie von Konfe- 
renzen teilgenommen hatten, bezogen für die These 
Nr. 2 Position. Unter ihnen sagte die PCR; was das 
wichtigste ist, das ist die Entwicklung des Bewust 
seins der Massen von der Notwendigkeit des bewaffne 
ten Kampfes, das ist sie allgemein zu mobilisieren, 
um so auf natürliche Weise beim bewaffneten Kampf 
anzugelangen; dabei verurteilt man nicht von oben 
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herab die bewaffneten Aktionen, die bereits heute 
existieren, und die eine Manifestation der Opposi- 
tion gegen den Faschismus darstellen. Die Sozialisti- 
sche Partei sagte daß es notwendig ist, den bürger- 
lichen Staat zu stürtzen und nicht nur ihn zu re- 
fomieren; das Volk muß nicht nur an die Regierung 
gelangen, sondern es muß auch die Macht ergreifen, 
und das durch Waffen. Die PS wies in Form der Selbst- 
kritik darauf hin, daß es faktisch keine revolutio- 
näre Arbeit unter den bewaffneten Kräften während 
der Regierung der Unidad Popular gegeben hat. 


Die Christliche Linke unterstrich ebenso daß es 
notwendig ist, die Diktatur mit Gewalt zu stürtzen, 
aber daß die Bewegung noch nicht so weit ist, und 
daß man nicht voluntaristisch sein darf; sie sagte 
weiter, daß es von einem Mangel an Emsthaftigkeit 
zeugt, wenn man heute von einem unzufriedenen und 
"demokratischen" Kontingent spricht. Die MAPU hielt 
an der Unvermeidlichkeit der Gewalt zum Sturtz der 
Diktatur fest, daran, daß diese Gewalt die Gewalt 
der Massen sein muß und nicht nur einer kleinen 
Gruppe, und daß sie sich in nichts anderem als ei- 
nem Volksaufstand äußern kann. In diesem Zusammen- 
hang stellte der Vertreter der MAPU fest, daß aktu- 
ell der Grad der gewaltsamen Auseinandersetzung zur 
Lösung sozialer Konflikte vermindert werden sollte. 


Die MPU - Partei der Arbeiter stimmte für ihren 
Teil erneut der Wichtigkeit zu, daß das Volk seine 
eigene Armee hat, daß diese Kräfte sich aber an der 
Basis konstituieren, im Feuer des Kampfes, wenn sie 
eine wahrhafte Volksarmee sein sollen. Die beiden 
Sektoren der PS (NDR) bestanden auch auf der Not- 
wendigkeit des bewaffneten Kampfes, durch den das 
Volk die Diktatur stürtzt und die Macht übernimmt. 


III - DIE KRISE DER LINKEN 


Dieser Punkt tauchte in verschiedenen Redebeiträgen 
auf, als der Reflex der Realität, wie sie in den 
Parteien der chilenischen Linken erlebt wird. Jene, 
die sich am meisten über dieses Thema verbreitet 
haben, waren die Christliche Linke, die MAPU und 
die MPU - Partei der Arbeiter, weiterhin aber auch 
die anderen Parteien, die auf der Konferenz gegen- 
wärtig waren. Nur die MIR hat angegeben, keine Krise 
durchzumachen. 


Für die christliche Linke rührt die Krise daher, daß 
eine Führung durch die Unidad Popular fehlt und all- 
gemein daher, daß es ein Auseinanderklaffen zwischen 
der wirklichen Massenbewegung und ihrem Wiederan- 
stieg, und der Führung der politischen Parteien gibt. 
Für die Christliche Linke ist es klar, daß die Unidad 
Popular zur aktuellen Stunde ihre Führung nicht aus- 
übt und daß die Krise, die sie.durchnacht, tiefge- 
hend ist, da sie sich seit einem Jahr nicht ver- 
sammelt hat. Die IC betonte die Notwendigkeit ihrer 
Erneuerung auf der Basis der Mobilisierung der Mas- 
sen und eines neuen historischen Projekts. Die So- 
zialistische Partei stellte die Krise der Linken 
fest, und ihr 24. Kongress hat die Linien für die 
politische Führung der Arbeiter vorgezeichnet. Eben- 
so stellten die PCR und die PS(CNR) in gleicher Wei- 
se fest, daß diese Krise die Linke im Allgemeinen 
und ihre Organisationen im Besonderen durchzieht, 
Die PS (CNR) unterstrich, daß die Krise der Linken 
sich in der Spaltung innerhalb der PS ausdrückt. 

Die MAPU wies darauf hin, daß das kürzliche'Verfas- 
sungs-Plebiszit"' mit aller Deutlichkeit die Ent- 
fernung zwischen der "politischen Klasse" und der 
realen sozialen Bewegung zum Erscheinen gebracht 
hat. Dies hat sich in einer Ebbe der Massenbewe- 
gung geäußert (die im Ansteigen begriffen war), 

und in Verlust von Illusionen unter den verschie- 
denen Sektoren der Opposition. Es sei notwendig 

neu zu definieren, was Politik ist, und die Struk- 
turen und Programme der Parteien zu erneuern. Was 
die Unidad Popular betrifft unterstützte der Ver- 
treter der MPU (so wie auch der der IC), daß dies 
ein Überbau ist, den es gilt hinter sich zu lassen, 
der heute nichts mehr repräsentiert, aber daß heute 
kein anderer existiert, und daß sie deshalb daran 
teilnehmen. 


Die MAPU - Partei der Arbeiter war diejenige, die 
sich am meisten bei der Krise der chilenischen 
Linken aufhielt. Sie unterstrich, daß ihre Organi- 
sation sich in einer Krise befindet, weil die chi- 
lenische Linke eine Krise durchläuft, sowie auch 
die Arbeiterbewegung weltweit. Sie artikulierten 
diese Krise grundsätzlich in den folgenden Punkten: 
die Struktur und die Konzeption der revolutionären 
Partei; die Konzeption des Sozialismus (man hat die 
Übergangsperiode mit dem Sozialismus, und den So- 
zialismıe mit dem Staatskapitalismis verwechselt); 
die Vertındimg der politischen Parteien mit der re- 
alen Massenvewegung (Probleme der Massenlinie). Man 


kann nicht davon sprechen, daß diese Krise ber- 
wunden ist, und die MAPU - Partei der Arbeiter 
die Erste, die die Fortdauer dieser Krise inner- 
halb ihrer Partei verzeichnet, 


IV - INTERNATIONALE POLITIK 


Gerade‘in dieser Frage konnte man die größte Anzahl 
an Differenzen zwischen den an der Konferenz teil- 
nehmenden Parteien feststellen, Im Allgemeinen dreh- 
te sich die Debatte um die Position der verschiede- 
nen Parteien zur UdSSR und ihrer Politik, Zum Bei- 
spiel vertrat die MIR, daß die "UdSSR und das sozia- 
listische Lager die strategischen Verbündeten der 
chilenischen Revolution" sind, und, in der Antwort 
auf eine Frage bezüglich der sowjetischen Interven- 
tion in Afghanistan, qualifizierten die Vertreter 
der MIR diese als "internationalistische Hilfe für 
einen sich in Gefahr befindlichen revolutionären 
Prozeß", Dazu im Gegensatz bejahte die IC, daß sie 
nicht geneigt ist, für Chile einen Sozialismus zu 
akzeptieren wie er in der UdSSR existiert, und daß 
sie in diesem Punkt, wie hinsichtlich der sowjeti- 
schen Intervention in Afghanistan, Differenzen mit 
der Kommunistischen Partei haben. H vertraten 
sie, daß die UdSSR und die Länder dieses Blocks so- 
ialistisch-sind, ein bürokratischer Sozialismus 

it Fehlern, aber trotz allem doch.zum Sozialismus 
zu zählen. Auch der Vertreter der MAPU drückte sich 
in nahezu denselben Formulierungen aus. 


Die Ps und die beiden Sektoren der PS (CNR) sagten, 
daß sie die Intervention in Afghanistan verurtei- 
len und erklärten, daß sie die Bewegung der polni- 
schen Arbeiter unterstützen. Die PS gab bekannt, 
daß ihr 24. Kongress eine Komission zum Studium 

der Natur der Länder wie der UdSSR, China usw. er- 
nannt hat. Die MAPU - Partei der Arbeiter und die 
PCR stuften die UdSSR als ein imperialistisches 
Land, in dem ein Staatskapitalisms existiert, ein, 
und verurteilten die Invasion in Afghanistan; die 
beiden Parteien lenkten in. gleicher Weise die Auf- 
merksankeit darauf, daß das Anwachsen der Rivalität 
zwischen dem Yankee-Imperialismus und dem sowje- 
tischen Sozialinperialismus die Welt rapide in 
Richtung eines Dritten Weltkriegs steuert. 


V = ANDERE PUNKTE 

Zahlreiche andere Probleme waren während der Debat- 

en anwesenden Par- 

teien aufgeworfen worden, Zum Beispiel sprach der 
Linken von der Bedeutung, 


dieses Systems; man kam auch hinzu- 
Regime einen gewissen Einfluß durch 
ws die Propaganda erreicht hat, All 


ne Bewustsein des Volkes. Was den Vertreter der PCR 
betrifft, so antwortete er auf eine Frage nach der 
Meinung der Marxisten Leninisten zu den neuen Pro- 
blemen der modernen Gesellschaft (Feminismus, Krite- 
rien industriellen Entwicklung, Droge. aene 
Morslvorstellungen usw.), indem er die iche der 
marxistischen Lehren über diese Fragen, und die Not- 
wendigkeit, sie mit einem Geist der Erneuerung an- 
zugehen, unterstrich, 


Anmerkung: Dieser Artikel ist auf Grundlage von 

Notitzen, die während der verschiedenen Konferen- 
zen gemacht wurden, ausgearbeitet warden. Das Re- 
daktionskomitee der akzeptiert jede Berich- 
tigung oder Hin: seitens der Parteien, die 


an den Konferenzen teilgenommen haben. 


